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Nie wieder Krieg? Vom 20. Januar bis zum 28. Februar 2017 wird jeweils montags und donnerstags, in der 

Zeit von 15 bis 19 Uhr, im Linkstreff Bremen-Neustadt, Buntentorsteinweg 109, die Antikriegsausstellung 

"Zerstörungen der Neustadt im 2. Weltkrieg" gezeigt.  

Hierzu findet  die Vernissage am 20.1.2017 um 19:00 im Linkstreff Buntentorsteinweg 109 statt. Bei der 

Eröffnung der Ausstellung am Freitag, 20. Januar 2017, um 19 Uhr werden Sänger*innen des Bremer 

Buchtstraßenchors (MEK(C) Mobiler Einsatz Chor) Antikriegslieder von Brecht, Biermann und Tucholsky 

vortragen. 

Ausstellung Mo.+ Do. 15:00 -19:00 Uhr 

 Reproduktion analoge Fotoarbeiten: Jasmin Bojahr (Meisterschülerstudium Freie Kunst) 

 Produktion Trailer: Sebastian Rave (Mediendesigner) 

 Begleittexte: Arbeitsgruppe Antimilitarismus des KV DIE LINKE.Links der Weser 

Aus dem Flyer: "Gegenwärtige Kriege und Bürgerkriege in Afrika, Afghanistan und Syrien erscheinen weit 

weg. Die Bilder der toten Menschen und zerstörten Häuser und Städte haben uns abgestumpft. Können uns 

Kriegsbilder aus dem 2. Weltkrieg der zerstörten Neustadt da noch bewegen? Wir denken schon, dass wir mit 

unserer Ausstellung mit Bildern der zerstörten Neustadt daran erinnern können, wie sich mit den 

Kriegsvorbereitungen und während des 2. Weltkrieges die ehemalige Handelsstadt zur Rüstungshochburg 

wandelte und die Aussage gilt: Krieg beginnt hier bei uns. 

Mit drei Diskussionen im Rahmen der Ausstellung im Gemeindezentrum Zion, Kornstr. 

 24.2.2017  „Bremen im 2. Weltkrieg – Vom Handelszentrum zur Rüstungshochburg „  

Referent Prof . Wollenberg/Bremen, Moderation Prof. Hundt/ Bremen,  

 16.3.2017  „Die Machtergreifung der NSDAP in Bremen"    
Referent:        Dr.  Heinz- Gerd Hofschen (Historiker, Bremen),  Moderation:   Guido Möller 
 

 23.3. 2017  "Volksmassen hinter dem Hakenkreuz - Besonderheiten des deutschen Faschismus "    
Referent:        Prof.  Dr Manfred Weißbecker, Jena, Moderation Thea Kleinert 

werden wir an historischen Erinnerungen anknüpfen und sensibilisieren für die aktuelle Militarisierung der 

Außen- und Innenpolitik der Bundesregierung." 

Veranstalter sind:  Vereinigten Ev. Gemeinde Bremen-Neustadt| DIE LINKE Kreisverband Links der Weser | 

Bremer Friedensforum 

Bildquellen: 

- Staatsarchiv Bremen, Am Staatsarchiv 1, 28203 Bremen, Unterstützung durch Herrn Löffler 

- Landesinstitut für Schule,Zentrum für Medien,Fotoarchiv, Große Weidestraße 4–16, 28195 Bremen 

   Fotografie /  Unterstützung durch Herrn Michael Schnelle 

- Privatarchive, Deutsche Kolonialgesellschaft in der Universitätsbibliothek Frankfurt/M. 

Link zum Trailer der Ausstellung bei youtube: 

https://www.youtube.com/watch?v=uHrlWrG4pAU&feature=youtu.be 

Druck: Eigendruck  herausgegeben von DIE LINKE. Kreisverband Links der Weser  

http://www.dielinke-bremen-linksderweser.de/nc/politik/aktuelles/ 

v.i.S.d.P: Wilfried Schartenberg, Linkstreff Neustadt, Bürgerbüro Peter Erlanson (MdBB), 

Buntentorsteinweg 109, 28201 Bremen 

https://www.youtube.com/watch?v=uHrlWrG4pAU&feature=youtu.be
http://www.dielinke-bremen-linksderweser.de/nc/politik/aktuelles/
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Rede von Peter Erlanson zur Eröffnung der Ausstellung „Nie wieder Krieg – 

Fragezeichen!?“  im Linkstreff LdW.                                                   20.01.17 
 

Liebe Genoss*innen, liebe Besucher*innen, 

ich möchte Euch willkommen heißen zur Ausstellung „Nie wieder Krieg – Fragezeichen“ im Linkstreff LdW. 

Warum geht es bei dieser Fotoausstellung? 

In letzter Zeit haben wir in allen Medien verstärkt Bilder von z.B. Kobane und Alepo gesehen. Bilder von 

Städten – von zerstörten Städten, weit weg.  

Ein kurzer und erster Blick über die Bilder dieser Ausstellung zeigen, ob Kobane, ob Alepo oder ob Bremen 

nach 1945: Die Fratze des Krieges lässt sie alle gleich aussehen. Wie sang der Liedermacher Wolf Biermann 

so treffend: „Soldaten sind sich alle gleich, lebendig und als Leich’!“ 

Aber es sind nicht nur Bilder des zerstörten Bremens und der Opfer der Zivilgesellschaft. Bei einem zweiten, 

vielleicht auch erst dritten Hinschauen erkennt man/frau: Es gibt da auch noch die Täter*innen. Denn der 

Krieg der 1939 von Deutschland ausging war ja nicht vom Himmel gefallen. Bremens Industrie, an erster 

Stelle der Schiffs-und Flugzeugbau waren zentrale Elemente der Kriegs-und Rüstungswirtschaft des Dritten 

Reiches. 

Schaut man/frau sich die in dieser Ausstellung versammelten Bilder an, so wird klar: Wo Zer-störung ist, muss 

es auch Zerstörer geben! 

Diese Zerstörer- und Täter*innen, dass sind nicht nur die Soldat*innen aus anderen Ländern. Das sind auch 

die Profiteure, die mit den Waffen, die diese Zerstörungen angerichtet haben, ihre guten Geschäfte gemacht 

haben. 

Die Geschichte von 1945 bis heute lehrt: Kapitalismus und Krieg sind die zwei Seiten einer Medaille. Der 

Kapitalismus produziert und veräußert, was den meisten Profit bringt. Ob Autos oder Panzer – entscheidend 

ist die Profitrate. Der Kapitalismus kennt keine Moral und auch kein Vaterland, oder nur dann, wenn diese 

Moral zu noch mehr Profit führt. 

So war und ist es bis heute auch in Bremen! 

Auch heute wieder werden in Bremen erneut Waffen produziert und an Kriegstreiber jeder Couleur 

profitable verkauft. Es ist leider eine unheilvolle Kontinuität die da besagt: Deutsche Waffen, deutsches Geld 

morden mit in aller Welt! 

Diese Ausstellung will visuell konfrontieren mit einer Vergangenheit, die schon wieder Gegenwart geworden 

ist. Wir müssen verhindern, dass sie unsere Zukunft bestimmt! 

Wir können nicht ausruhen, wenn gerade heute wieder ein weiterer sexistisch, chauvinistisch und 

rassistischer Kriegstreiber mit Donald Trump in ein hohes Staatsamt gehievt wurde. Genauso wenig wie wir 

zu Erdogan, Pegida und AfD schweigen können. 

Vor zwei Wochen waren viele von uns in Bremerhaven, wo erneut ein deutscher Hafen, auf deutschen 

Schienen, geschützt von deutscher Polizei zum militärischen Drehkreuz für 4000 GI’s samt Panzer und 

Kanonen auf dem Weg zur „neuen Ostfront“ wurde.  

Nie wieder Krieg – Fragezeichen!? 

Der Krieg beginnt in unserer Mitte, die Kriegstreiber- und Profiteure stehen im eigenen Land. Wir müssen sie 

aufhalten, behindern und schlussendlich verhindern! Auch eine Ausstellung ist ein vortrefflicher Platz für 

Widerstand und Vernetzung. 

Damit eröffne ich die Ausstellung. 
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1. Focke Wulf und Weser Flug Werke in Bremen während des  

zweiten Weltkrieges. 
Geschichte: 

Im  Oktober 1923 gründeten die Bremer Flugzeugpioniere Henrich Focke und Georg Wulf die Bremer 

Flugzeugbau AG.  Das Startkapital von 20 000 Reichsmark stellten die Bremer Kaufleute Otto Bernhard, 

(späterer NS Kreisleiter und Bremer Wirtschaftssenator) Otto Schurig und Ludwig Roselius als Anteilseigner 

den Firmengründern Henrich Focke als Konstruktionsleiter, Georg Wulf als Erprobungsleiter und Dr. Werner 

Naumann als kaufmännischer Leiter zur Verfügung. Im Januar 1924 wurde das Unternehmen in die Focke-

Wulf-Flugzeugbau AG in Bremen umgewandelt.   

 
 

Focke Wulf Werk am Neustädter Fughafen 1945 

Quelle Fotos: https://commons.wikimedia.org/wiki/File:Focke-Wulf_works_at_Bremen_1945.jpg 

Unternehmensentwicklung in der Weimarer Republik:  

Nach dem 1. Weltkrieg war 1919 im Versailler Vertrag festgehalten worden, dass das Deutsche Reich und 

seine Verbündeten als alleiniger Verursacher des 1. Weltkrieges zu beurteilen seien mit folgenden Auflagen 

für die militärische Ausstattung: 

- Die Personalstärke des ehemaligen Kaiserreiches wurde auf eine Personalstärke von 100 000  

   begrenzt. 

- Die Marine war auf 15000 Personen zu reduzieren. 

- Luftstreitkräfte und einen Generalstab durfte es nach diesen Verträgen nicht geben.  

Nach der Demobilisierung der kaiserlichen Fliegertruppe durch den Friedensvertrag von Versailles war es der 

Weimarer Republik verboten, eine Luftstreitmacht zu unterhalten. Das Verbot wurde jedoch schon in 

den1920er-Jahren und Anfang der 1930er-Jahre unter Geheimhaltung  unterlaufen. Als zivile Einrichtungen 

getarnte Ausbildungsstätten für Militärpiloten  wurden geschaffen und geheime Fliegereinheiten  

 

https://commons.wikimedia.org/wiki/File:Focke-Wulf_works_at_Bremen_1945.jpg
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unterhalten, so die Deutschen Verkehrsfliegerschulen, die Hanseatische Fliegerschule oder der Deutsche 

Flugwetterdienst. 

Unter dem Verbot der Entwicklung und Bau von Militärflugzeugen in der Zeit von 1919- 1933 konstruierte 

Henrich Focke mit seinen Mitarbeitern Prototypen von Flugzeugen, die in kleinen Serien für diese Sport-

Flugschulen und den zivilen Verkehrsflug gebaut wurden. 

Die Fertigung von Flugzeugen fand zunächst in den vorhandenen Hallen des Flugplatzes statt, 1926 wurden 

eigene Gebäude am Neustädter Flughafen bezogen. Als erstes Verkehrsflugzeug entstand 1924 die A 16, sie 

konnte in Serie produziert werden. Es folgten diverse weitere Konstruktionen von kleineren 

Passagierflugzeugen. Bei der Erprobung eines Prototyps stürzte Georg Wulf am 29.9.1927 tödlich ab. 

 

1931 stieg Kurt Tank als Chefkonstrukteur bei Focke Wulf in das Unternehmen ein. Im gleichen Jahr erfolgte 

auch die Zwangsfusion des Unternehmens mit der Albatros Flugzeugwerke GmbH, Berlin, es  hieß für kurze 

Zeit Focke-Wulf-Albatros AG. Vor und im 1. Weltkrieg wurde das Unternehmen Albatros dadurch bekannt, 

dass sie für die Luftstreitkräfte des Kaiserreiches einige der bekanntesten und besten Kampfflugzeuge des 

Ersten Weltkriegs bauten. Durch den Erwerb der Albatros-Flugzeugwerke im Jahr 1931 war Focke Wulf an der 

geheimen Reichswehrfliegerei beteiligt. Im Frühjahr 1933 vergab das Reichsluftfahrtministerium 

umfangreiche Aufträge an die Neustädter Flugzeugfabrik. 

Die Ausrichtung des Unternehmens auf die Rüstungsproduktion wurde im Mai 1933 durch den Aufsichtsrat 

unter Vorsitz von Friedrich Roselius, einem Bruder von Ludwig Roselius, beschlossen. 

 

1933 wurde Henrich Focke von seinem Vorstandsposten als technischer Leiter abberufen und durch Kurt 

Tank ersetzt, der lange Zeit in der geheimen Reichsfliegerei tätig war. Henrich Focke widmete sich 

wissenschaftlichen Aufgaben, insbesondere auf dem Gebiet der Hubschraubertechnik. Als Konstrukteur war 

Henrich Focke noch an der Entwicklung des Drehflüglers Focke-Wulf Fw 61 beteiligt und entwickelte 1933 

den weltweit ersten funktionsfähigen Hubschrauber.  

Ab 1933 wurde Focke Wulf in die Ausbauplanung des Reichsluftfahrtministeriums eingebunden. Über den 

Serienbau von Schul- und Übungsflugzeugen für die Luftwaffe wurde die Remilitarisierung der Luftwaffe 

technisch vorbereitet.  

 

Um der Publizitätspflicht zu entgehen, erfolgte 1936 die Umwandlung der Aktiengesellschaft in eine GmbH. 

 

1937 zog sich Henrich Focke aus dem Unternehmen ganz zurück, spezialisierte sich auf die Entwicklung von 

Hubschraubern und gründete hierfür 1937 die Firma Focke, Achgelis und Co. GmbH in Delmenhorst, die sich 

auf die Entwicklung von Hub- und Tragschraubern spezialisierte. Mit dem Unternehmenswechsel wurde das 

Modell Focke-Wulf Fw 61 in Focke-Achgelis Fa 61 umbenannt.  

 

Mit der Konstruktion des FW200 durch Kurt Tank im Jahr 1937 wurde von Focke Wulf das 1. Gesamtmetall- 

Großverkehrsflugzeug der Welt gebaut. Die Condor (FW200) wurde von 4 Besatzungsmitgliedern geflogen 

und bot 26 Personen Platz. Über die 1. Langstreckenflüge von Berlin nach New York und von Berlin nach Tokio 

in 44 Stunden erzielte Focke Wulf als Flugzeugbauer weiteren Weltruf. 

 

Die friedlichen Entwicklungsarbeiten von Focke Wulf wurden mit dem Beginn des 2. Weltkrieges vollständig 

durch militärische Konstruktionen und Produkte abgelöst. Der Übergang von der Kleinserienfertigung zum 

großen Rüstungsbetrieb mit der Produktion von Großserien erfolgte über betriebliche Erweiterungen, 

Einstellungen von bis zu 8000 Arbeitern in Bremen, die Rationalisierung und Modularisierung des 

Flugzeugbaues. 

Das Verkehrsflugzeug Condor wurde zum Fernaufklärer und Bomber FW 200 C umgebaut. Das technische 

Know How  beim Bau von wendigen Sportflugzeugen legte Grundlagen für militärische Entwicklungsserien.  
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Über verschiedene Entwicklungstypen wurde mit der Produktion des legendären FW 190 von Focke Wulf der 

schnellste Kampfjäger des 2. Weltkrieges produziert. Der Bau von ca. 25.000 Jägern während des 

2.Weltkrieges wurde nur durch den reichsweiten Ausbau der Flugzeug-produktion und Dezentralisierung der 

Rüstungsproduktion ermöglicht. Die Zahl der 

Beschäftigten lag 1935 bei 600. In der Kriegszeit 

wuchs die Belegschaft von rd 20.000 Anfang 1943 

auf 37.000 Beschäftigte Anfang 1945; davon ein 

hoher Anteil an ZwangsarbeiterInnen. 

Foto:  Focke Wulf Werk am Neustädter Fughafen 

1944  nach einem Bombenangriff,  

Quelle:  Staatsarchiv 

Zu Kriegsbeginn entstand in Marienburg ein großes 

Zweigwerk. 1944 vereinigten sich Focke, Achgelis 

und Co. mit der Weser-Flugzeugbau GmbH 

(„Weserflug“ ).   

 

Beschäftigtenzahlen in Bremischen  Metallgroßbetrieben:      

  1932 / 1933 1935/ 1936 1938 /1939 1944 

Focke Wulf  150 3.735  8.800  32.500 *    

Weser-Flug   3.514  4.363  5.180  (29.000 *)   

* mit Mitarbeiter / Zwangsarbeiter in reichsweiten anderen Produktionsorten    

  

Flugzeugwerke vor 1933 

Der Bau von Militärflugzeugen war im Deutschen Reich von 1919 - 1933 verboten. Durch Auslagerung der 

Produktion ins Ausland und durch als Sport- oder Funktionsflugzeuge getarnte Prototypen wurde von den 

Flugzeugwerken das Verbot unterlaufen.  

Die Deutschen Flugzeugwerke, die trotz Verbot von 1919 bis 1934 Militärflugzeuge bauten, und ihre dazu 

gegründeten Ausweichbetriebe, sind: 

 Albatros Flugzeugwerke AG, Berlin-Johannisthal (Allgemeine Fluggesellschaft "Memel" m.b.H.)  

 Arado-Handelsgesellschaft m.b.H., Warnemünde  

 Bayerische Flugzeugwerke AG (BFW), Augsburg  

 Caspar-Werke AG, Travemünde  

 Dornier Metallbauten GmbH, Friedrichshafen und Altenrhein/Schweiz (S.A.J. di Costruzioni 

Meccaniche Pisa, Marina di Pisa)  

 Junkers Flugzeugwerke AG, Dessau (A.B. Flygindustri, Linhamn; Werk Moskau-Fili)  

 Ernst Heinkel Flugzeugwerke GmbH, Warnemünde  

 Focke-Wulf-Flugzeugbau AG, Bremen  

 Luftfahrzeug-Gesellschaft m.b.H. (LFG), Werft Stralsund  

 Rohrbach Metallflugzeugbau GmbH, Berlin Nord (Rohrbach-Metal-Aeroplan Co.A./S., Kopenhagen-

Kastrup)  

 

https://de.wikipedia.org/wiki/Albatros_Flugzeugwerke
https://de.wikipedia.org/wiki/Arado_Flugzeugwerke
https://de.wikipedia.org/wiki/Bayerische_Flugzeugwerke_AG
https://de.wikipedia.org/wiki/Caspar-Werke
https://de.wikipedia.org/wiki/Dornier_Metallbauten_GmbH
https://de.wikipedia.org/wiki/Junkers_%26_Co.
https://de.wikipedia.org/wiki/Ernst_Heinkel_Flugzeugwerke
https://de.wikipedia.org/wiki/Focke-Wulf
https://de.wikipedia.org/wiki/Luftfahrzeug-Gesellschaft_m.b.H.
https://de.wikipedia.org/wiki/Rohrbach_Metallflugzeugbau_GmbH
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Produkte / Flugzeuge 

Die Focke-Wulf A 16 war das erste hergestellte Flugzeug das als ein kleines Verkehrsflugzeug nach der 

Firmengründung konstruiert und produziert wurde.  Die F 19 war ein weiteres in Entenbauweise 

ausgerichtetes Flugzeug, bei deren Erprobung Georg Wulf am 29. September 1927 ums Leben kam. 

Als Verkehrsflugzeug für Flüge zwischen Berlin und New York (ohne 

Zwischenlandung) wurde die Focke-Wulf Fw 200 „Condor“ 

konstruiert und im Laufe des Krieges auch als Bomber und 

Fernaufklärer verwendet. Die „Condor“ besaß eine weit größere 

Reichweite als alle anderen in Serienproduktion gebauten 

deutschen Bomber.  

Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Focke-

Wulf_Fw_190#/media/File:Focke-Wulf_Fw_190_050602-F-1234P-

005.jpg 

Kurt Tank war der Konstrukteur der Fw 190. Es gilt als eines der besten Jagdflugzeuge des Zweiten 

Weltkrieges. Die auch den Beinamen „Würger“ führende Fw 190 war bei ihrer Einführung den britischen 

Jagdflugzeugen Supermarine Spitfire Mk.VB und Hawker Hurricane in Leistung und Bewaffnung überlegen. 

Der Einsatz der ersten Serienmaschinen an die Frontabschnitte begann Mitte 1941. 

 1924 – Focke-Wulf A 16  

 1925 – Focke-Wulf S 1 (Schulflugzeug)  

 1926 – Focke-Wulf GL 18 (Experimental- und Verkehrsflugzeug)  

 1927 – Focke-Wulf A 17(Verkehrsflugzeug)  

 1927 – Focke-Wulf GL 22 (Schulflugzeug)  

 1927 – Focke-Wulf W 4 (Seeaufklärer)  

 1928 – Focke-Wulf S 24a (Schulflugzeug)  

 1929 – Focke-Wulf A 21  

 1930 – Focke-Wulf L 101 „Albatros“ (Schulflugzeug)  

 1931 – Focke-Wulf S 39 (Aufklärer)  

 1932 – Focke-Wulf Fw 40 (Aufklärer)  

 1932 – Focke-Wulf A 43 „Falke“ (Prototyp eines Passagierflugzeuges)  

 1932 – Focke-Wulf Fw 44 „Stieglitz“ (Übungs-Doppeldecker)  

 1932 – Focke-Wulf Fw 47 (Wetterflugzeug)  

 1933 – Focke-Wulf Fw 55 L (Schulflugzeug)  

 1933 – Focke-Wulf Fw 56 „Stößer“ (Übungsflugzeug)  

 1935 – Focke-Wulf Fw 159 (Prototyp Jagdflugzeug)  

 1935 – Focke-Wulf Fw 58 „Weihe“ (Transport- und Schulflugzeug)  

 1936 – Focke-Wulf Fw 57 (Zerstörer)  

 1936 – Focke-Wulf Fw 62 (Schwimmerflugzeug)  

 1937 – Focke-Wulf Fw 187 „Falke“ (schweres Jagdflugzeug)  

 1937 – Focke-Wulf Fw 189 „Uhu“ / „Fliegendes Auge“ (Aufklärer)  

 1937 – Focke-Wulf Fw 200 „Condor“ (Verkehrsflugzeug und Bomber)  

 1939 – Focke-Wulf Fw 190 (Jagdflugzeug)  

 1939 – Focke-Wulf Fw 300 (Entwurf – potentieller Nachfolger der Fw 200 Condor)  

 1940 – Focke-Wulf Fw 191 (Bomber)  

 1943 – Focke-Wulf Ta 154 „Moskito“ (Nachtjäger)  

https://de.wikipedia.org/wiki/Focke-Wulf_Fw_190#/media/File:Focke-Wulf_Fw_190_050602-F-1234P-005.jpg
https://de.wikipedia.org/wiki/Focke-Wulf_Fw_190#/media/File:Focke-Wulf_Fw_190_050602-F-1234P-005.jpg
https://de.wikipedia.org/wiki/Focke-Wulf_Fw_190#/media/File:Focke-Wulf_Fw_190_050602-F-1234P-005.jpg
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 1944 – Focke-Wulf Ta 152 Nachfolger der Focke-Wulf Fw 190 D  

 1945 – Focke-Wulf Ta 183 (auch Jäger-Projekt IV – Jagdflugzeug mit Strahlantrieb)  

 1952 – Focke-Wulf Kranich III (Segelflugzeug)  

 1957 – Focke-Wulf P-149D (Lizenzbau der Piaggio P.149)  

Nach dem Zweiten Weltkrieg musste die Flugzeugproduktion zunächst eingestellt werden. Ein Teil der 

Flugzeughallen wurde ab 1947 von Nordmende genutzt. Im Jahr 1951 nahm Focke-Wulf den Bau von 

Segelflugzeugen, 1955 den von Motorflugzeugen wieder auf. Der Raumfahrtbereich wurde 1961 

ausgegliedert und in das neue Unternehmen ERNO eingebracht. 

1963 erfolgte die Verschmelzung von Focke-Wulf mit der Weser-Flugzeugbau GmbH zu den Vereinigten 

Flugtechnischen Werken (VFW). Die Unternehmensteile gingen später in den Besitz von EADS und Airbus 

über. 

 

Quelle: Beiträge zur 

Geschichte von VFW 

Fokker, Firmenschrift 

VFW Fokker 

Administration,  

Bremen 
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Weser-Flugzeugbau  -Weser-Flugzeugbau GmbH („Weserflug“) 

Gründung 1934 Sitz Bremen, Deutschland Flugzeughersteller 

Die Weser-Flugzeugbau GmbH (kurz: „Weserflug“) war ein deutscher Flugzeughersteller und Tochterfirma der 

Bremer Werft AG „Weser“. Ende 1944 war diese Flugzeugfirma (Produktion Stuka) eines der größten und 

bedeutendsten Rüstungsfirmen des 3. Reiches. 

 Geschichte  

 Flugzeuge  

 Adolf Rohrbach  

Geschichte  

Zur Erschließung eines neuen Geschäftsbereichs außerhalb des Schiffbaus wurde die Weser-Flugzeugbau 

GmbH 1934 vom Mutterkonzern der AG „Weser“, Deutsche Schiff- und Maschinenbau Aktiengesellschaft 

(DeSchiMAG), durch die Initiative von Generaldirektor F. Stapelfeld gegründet.  Er wollte der rückläufigen 

Auslastung der Schiffsbaukapazitäten für Handelsschiffe begegnen. Im Zweiten Weltkrieg war Weserflug der 

viertgrößte Flugzeughersteller des Deutschen Reiches. 

Herbert Göring (1889- nach 1945, Vetter von Reichsluftfahrtminister Hermann Göring) war zeitweilig 

Verwaltungsratsvorsitzender und Großaktionär der Weser-Flugzeugbau GmbH. 1934 übernahm Weserflug 

die Rohrbach Metallflugzeugbau GmbH, Berlin.  

Um die Flugzeugproduktion der WFG im 2.Weltkrieg zu dezentralisieren und z.T. nach Osten zu verlagern, 

wurde im Herbst 1942 für die WFG die stillgelegten Rabsteiner Fabriken bei Böhmisch Kamnitz im 

Sudetenland als Produktionsstätte für Flugzeuge und Waffen ausgebaut. 

Da die von Nationalsozialisten geführten Rüstungsunternehmen während des Zweiten Weltkriegs immer 

öfter Ziele von alliierten Luftangriffen wurden, waren die Reichsbehörden gezwungen, die Produktion unter 

die Erde zu verlagern. Die unterirdischen Fabriken bestanden meist aus miteinander verbundenen 

Produktionshallen mit Förderbändern, an denen vorwiegend Gefangene aus Konzentrationslagern 

arbeiteten. 

Analog zum Bau des U-Boot Bunkers Valentin in Bremen Blumenthal  wurde für WFWim Juli 1944 durch 

Häftlinge des Außenlagers Rabstein (Tschechoslowakei) des KZ Flossenbürg unter dem Decknamen Zechstein 

die Anlegung eines auf 80.000 m² konzipierten unterirdischen Verlagerungsbetriebes im Rabsteiner Grund 

bei Johnsbach beauftragt. Bis zum Mai 1945 wurden 17.500 m² fertiggestellt und in der Verlagerungsstätte 

die Produktion von Zubehör für die Ju 87 aufgenommen. 

Neben den Einsatz von Zwangsarbeitern wurde der Arbeitskräftebedarf für die kriegs-wichtigen 

Rüstungsunternehmens mit sowjetischen und angloamerikanischen Kriegsgefan-genen abgedeckt. Für diese 

Gefangenen entstanden um Johnsbach, Rabstein und Böhmisch Kamnitz 30 Arbeitslager sowie zwei 

Kriegsgefangenenlager. Im Lagerkomplex Rabstein waren insgesamt  6000 Menschen aus 18 Ländern 

untergebracht. 

1944 übernahm Weserflug die Delmenhorster Firma Focke-Achgelis, die Henrich Focke mit Gerd Achgelis zur 

Entwicklung von Hubschraubern (oder auch Drehflüglern, Tragschrauber) gegründet hatten. 1944 wurde das 

Berliner Management der Weserflug nach Hoykenkamp (Ganderkesee), zirka 15 km westlich von Bremen 

verlegt. 

1954 schlossen sich für den Lizenzbau des französischen Transportflugzeuges Nord N 2501 Nordatlas (Kunde: 

die deutsche Bundeswehr) der Hamburger Flugzeugbau, Weserflug und die Siebel Flugzeugwerke zur 
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Flugzeugbau Nord GmbH zusammen. 1961 ging die Weser-Flugzeugbau GmbH in den Vereinigte 

Flugtechnische Werke (VFW) auf. 

Flugzeuge 

In Lizenz stellte Weserflug in seinen Werken Lemwerder, Berlin-Tempelhof und Liegnitz (Schlesien) die 

Junkers-Flugzeuge Ju 86, Ju 87, Ju 188 und Ju 388 sowie die Focke-Wulf Fw 190 her. 

Stuka aus Bremen 

Von Autor Reinhold Thiel wurde ein Buch über die  Geschichte des Flugzeugbaus in der Hansestadt 

herausgegeben.  Nach einen umfangreichen Band über Focke-Wulf  folgte die erste größere Aufarbeitung der 

Entwicklung des Unternehmens Weser-Flugzeugbau. Hier verweist er auf den Lizenz Bau der berüchtigten JU 

87 bei der Weser Flugzeugbau. 

 

Das erste in Bremen gebaute 

Sturzkampfflugzeug JU 87 A, kurz 

Stuka genannt, im Dezember 1937 

vor einer Halle der Weser-

Flugzeugbau im Industriehafen. 

Mehr als 5000 dieser Flugzeuge 

wurden von dem Unternehmen bis 

1944 hergestellt 

  

Quelle: 

https://de.wikipedia.org/wiki/Junkers_Ju_87#/media/File:Bundesarchiv_Bild_101I-329-2984-

05A,_Russland,_Junkers_Ju_87.jpg 

Sie wurde im Jahr 1934 sozusagen als fliegende Abteilung der Werft AG „Weser“ gegründet, profitierte dann 

erheblich von den Aufträgen der Kriegswirtschaft und beschäftigte auf dem Höhepunkt bis zu 28.000 

Menschen. Im Zweiten Weltkrieg gehörte sie zu den vier größten Flugzeugbau-Unternehmen in Deutschland. 

Allerdings stand sie immer im Schatten des weitaus bekannteren Bremer Flugzeugbauers Focke-Wulf, mit 

dem sie schließlich Ende 1963 zu den Vereinigten Flugtechnischen Werken (VFW) fusionierte. Die Rede ist 

vom Bremer Unternehmen Weser-Flugzeugbau GmbH, auch kurz Weserflug genannt. 

„Der heutige Flugzeugbau in Bremen unter dem Namen ,Airbus‘ ist ohne die frühen Pionierleistungen des 

Weser-Flugzeugbau-Firmengründers Fritz Feilcke nicht denkbar“, sagt Reinhold Thiel. 

1937/38 präsentierte Weserflug eine eigene Konstruktion: ein kleines zweimotoriges Amphibium We 271 V1, 

D-ORBE. Die rechteckige Flügelform wurde von Adolf Rohrbach entworfen. Als Triebwerk dienten zwei Argus 

As 10c von je 240 PS. Die seitlichen Stützschwimmer wurden nicht als  übliche Bootsformen sondern in 

Tropfenform konstruiert und gebaut. Auch das doppelte Endscheiben-Leitwerk war rechteckig ausgeführt. 

Das Flugzeug verfügte über ein  maximales Fluggewicht von 2900 kg. Die Flächenbelastung betrug 106 kg/m², 

die Leistungsbelastung 5 kg/PS.  

Die Flugerprobung dieses Modells fand 1938 mit Bodenstarts in Lemwerder statt. Die Wassererprobung 

wurde in Einswarden (ehemalige Frerichswerft der Deschimag) durchgeführt. 

https://de.wikipedia.org/wiki/Junkers_Ju_87#/media/File:Bundesarchiv_Bild_101I-329-2984-05A,_Russland,_Junkers_Ju_87.jpg
https://de.wikipedia.org/wiki/Junkers_Ju_87#/media/File:Bundesarchiv_Bild_101I-329-2984-05A,_Russland,_Junkers_Ju_87.jpg
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Ebenfalls 1938 erfolgte der Erstflug der Bf 163, von Messerschmitt, das  als Konkurrenz zur Fi 156 entwickelt 

wurde. Wegen Auslastung der Kapazitäten bei Messerschmitt wurde die Produktion  an die Weser-

Flugzeugbau abgegeben. Das Flugzeug ging zugunsten der Fi 156 nicht in Serie. 

 

Adolf Rohrbach 

1922 gründete Adolf Rohrbach in Berlin die Rohrbach Metallflugzeugbau GmbH zum Bau von fortschritt-

lichen Ganzmetallflugzeugen. Anfang der 1930er Jahre musste die Firma Rohrbach aus wirtschaftlichen 

Gründen den Betrieb einstellen. Im April 1934 übernahm die Weser-Flugzeugbau GmbH diese Firma. 

Adolf Rohrbach wurde 1935 technischer Direktor von Weserflug in Lemwerder, die 1936 ihre Produktion 

startete. Seine Arbeitsgebiete waren die Drehflügler VTOL (engl.: Vertical TakeOff and Landing) – es wird ihm 

eine Zusammenarbeit mit Henrich Focke in Hoykenkamp (Ganderkesee) nachgesagt, der den ersten 

gebrauchsfähigen Hubschrauber in Deutschland entwickelte.   

 

Zusammenfassung: 

 

Der Ausbau Bremens zu einem zentralen Standort der faschistischen Rüstungsproduktion, insbesondere auch 

der Flugzeugproduktion, erfolgte auf Weisungen  und Anordnungen  der staatlichen rund militärischen 

Führungsgruppen. Durch frühen Einstieg großbürgerlicher Kreise in die Finanzierung der rüstungstechnischen 

Vorarbeiten und industriellen Grundlagen der Rüstungsproduktion wurde schon während der Weimarer Zeit 

zur Überwindung der Wirtschaftskrise in die materiellen und technischen Voraussetzungen expansiver Kriege 

investiert. 

In weiten Teilen des bremischen Großbürgertums  und Großindustrieller bestand ein hohes Maß an 

Übereinstimmung mit dem Großmachtstreben und der rüstungsorientierten Generallinie des faschistischen 

NS-Staates.  

Die verschiedenen Varianten der Hochrüstung entsprachen in doppelter Hinsicht den Interessen führender 

hanseatischer Wirtschaftskreise: Zum einen waren sie willkommen zur militärischen Absicherung und 

Erweiterung kolonialer Import- und Exportmärkte, zum anderen versprach die Einbindung in das Rüstungs-

geschäft den Betrieben staatlich garantierte Profite in beträchtlicher Höhe. Vor dem Hintergrund der 

mangelnden Auslastung der krisengeschüttelten bremischen Wirtschaft der Jahre 1930/32 waren die 

staatlichen Aufträge von besonderer Bedeutung. 

Mit der Einbettung in dieses Macht- und Profitkalkül der bremischen Industrie knüpfte das bremische  

Großbürgertum an die Traditionen  der Waffenproduktion des wilhelminischen Deutschland an. Die Tradition 

der bremischen Waffenproduktion,  war in der Weimarer Republik konserviert und verdeckt (u.a. durch 

Verlagerung ins Ausland) weiter geführt worden. Wenn auch die bremischen Großbetriebe erst ab Herbst 

1939 ausschließlich für die faschistische Wehrmacht produzierten, waren die konstruktiven und 

fabrikatorischen Voraussetzungen dafür seit 1933 von den Unternehmen (siehe exemplarisch Focke Wulf) 

geschaffen worden. Die rüstungstechnischen Vorarbeiten in den Jahren der Weimarer Republik führten mit 

der Errichtung der faschistischen Diktatur unmittelbar zur Belegung der bremischen Industrie mit 

bedeutenden Rüstungsaufträgen. Mit der Aufnahme und Intensivierung der Rüstungsproduktion und 

Rüstungsexporte in reaktionäre und faschistische Länder überwanden die Bremer Großbetriebe die Folgen 

der großen Wirtschaftskrise der Weimarer Zeit, unterstützten aber gleichzeitig die Kriegsvorbereitungen der 

Nazis.  

 

(Quelle: Dieter Pfliegensdörfer – Vom Handelszentrum zur Rüstungsschmiede, Universität Bremen 1982) 
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2. Zwangsarbeit im  Dritten Reich 
 

Allgemeines 

Unter der  Bezeichnung ´Zwangsarbeiter´ fasst man Personenkreise zusammen, die in irgendeiner Weise 

Zwangsmaßnahmen bei der Arbeit unterworfen waren. Es gab „Fremdarbeiter“ (ausländische Zivilarbeiter), 

Kriegsgefangene, Juden, sogenannte Zigeuner und KZ-Häftlinge. 

Gemäß der NS Ideologie standen sie auf unterschiedlichen „Stufen“ der Rassenhierarchie oder des 

politischen Status. Ihre Lebensbedingungen reichten von relativer Freiheit mit passabler Entlohnung und 

Ernährung bis hin zu extremer Ausbeutung nach der Devise zu einer „Vernichtung durch Arbeit“. Vor allem 

die jüdischen KZ-Häftlinge waren davon betroffen. Durch diese unterschiedlichen Behandlungen wurde auch 

das Solidaritätsempfinden zwischen den einzelnen Gruppen erschwert. 

Die Zwangsarbeiter waren unterschiedlichen rechtlichen Regelungen, Arbeits- und Lebensbedingungen 

unterworfen und wurden von verschiedenen Ämtern verwaltet. 

122. Luftangriff auf Bremen, 20.12.1943, Obernstr. 2,  

SS-Baubrigade mit Häftlingen  

Quelle: Staatsarchiv Bremen 

 

Zwischen 1939 und 1945 waren insgesamt ca. 12 Mio. 

Menschen Zwangsarbeiter im Deutschen Reich. 1944 gab es 

den größten Einsatz von Zwangsarbeitern, ca. 8 Mio. Ungefähr 

jeder dritte Arbeitnehmer war ausländischer Nationalität. In 

der Rüstungsindustrie bestanden am Anfang große Vorbehalte 

aus Angst vor Sabotage. Als sich aber zeigte, dass es nur 

geringen Widerstand gab, änderte man die Strategie des 

Arbeits-einsatzes; zumal man immer neues Kriegsmaterial 

produzieren wollte, und die deutschen Arbeiter verstärkt an 

die Front eingezogen wurden, also nicht mehr als Arbeitskräfte 

zur Verfügung standen. Auch in der Landwirtschaft wurde dem 

„Arbeitskräftemangel“ durch Zwangsarbeiter begegnet. So 

wurde die Versorgung der Bevölkerung mit Lebensmitteln 

gewährleistet und die „Moral der Heimatfront“ gestärkt. 

Berechnungen gehen davon aus, dass der Krieg ohne 

Zwangsarbeit, aufgrund von Produktionsausfällen drei Jahre 

früher zu Ende gewesen wäre. 

Schon seit Ende 1936 hatte Deutschland zu wenige 

Arbeitskräfte. In den Nachbarländern dagegen herrschte Arbeitslosigkeit. Also warb man freiwillige 

Arbeitskräfte an. Später, als dort Gebiete besetzt waren, ging die Militärverwaltung dazu über die 

Lebensmittelzuteilungen in den besetzten Gebieten so einzuschränken, dass sich Menschen quasi gezwungen 

sahen, sich zu einem „freiwilligen“ Einsatz zu melden. 

Osteuropäische Zwangsarbeiter 

Mit den polnischen Arbeitern verhielt es sich von Beginn an anders. Sie wurden rechtlich und sozial 

ausgegrenzt, und mussten schon ab 1940 ein Abzeichen (P) tragen (die Juden erst seit 1941). So stand zum 
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Beispiel auf eine deutschfeindliche Gesinnung oder Geschlechtsverkehr mit einem/einer Deutschen die 

Todesstrafe bzw. die Einweisung ins KZ. 

Russen, Weißrussen und Ukrainer wurden ab 1942 zu Zwangsarbeiten nach Deutschland deportiert und 

mussten zur Kennzeichnung das Abzeichen „Ost“ tragen. Trotzdem war der Zwangsarbeitereinsatz für diese 

zum Teil erträglicher als das Leben der Kriegsgefangenen in Lagern vor diesem Zeitpunkt, denn dort ließ die 

Lagerleitung die Menschen verhungern oder an Krankheiten zugrunde gehen. Dieses Vorgehen war der 

Lebensraum-Ideologie der Nazis geschuldet, die gewaltsam „Siedlungsland“ für Deutsche im Osten 

erschließen wollten. Die einheimische Bevölkerung war in diesem Plan nur für notwendige und 

untergeordnete Tätigkeiten 

vorgesehen. 

 

112. Luftangriff, Große 

Johannisstraße,  

Hintergrund Willehadhaus, 

daneben Neustadtswall,  

II. SS-Bau-Brigade (Häftlinge) bei 

Aufräumarbeiten 

Quelle: Staatsarchiv Bremen 

 

 

Italiener 

Mit dem Sturz Mussolinis 1943 kamen noch einmal 600 000 italienische Zwangsarbeiter, die als „Verräter“ 

auch übelsten Schikanen ausgesetzt waren. 

 

120. Luftangriff vom 13. Dezember 

1943  Löwenhof 1-6,  

Kriegsgefangene Franzosen bergen 

unter Anleitung deutscher Arbeiter 

Akten- und Buchhaltungsgegenstände 

der Firma A. Segnitz & Co 

Quelle: Staatsarchiv Bremen 

 

 

 

 

 

Lebens- und Arbeitsbedingungen 

Der Alltag in den Lagern wurde von allgemeinen Rahmenbedingungen bestimmt, den die Behörden 

gestalteten und den Spielräumen, den die Betriebe und Betreiber der Unterkünfte hatten. In ganz 
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Deutschland gab es ca. 30.000 Lager, wozu aber auch Sporthallen, Gaststätten, leerstehende Gebäude etc.  

gehörten. 

Für die in der Rassenlehre der Nazis ganz unten stehenden Menschen führten die zugigen Lager,  die dünne 

Kleidung im Winter, die unzureichende Ernährung, der Zustand der sanitären Anlagen, die grassierenden 

Seuchen, die langen Arbeitstage oft dazu, dass sie krank und geschwächt einfach zusammenbrachen oder gar 

starben und so „nicht mehr als Arbeitskräfte zu gebrauchen“ waren. Da die „Produktivität“ unter diesen 

Bedingungen schlecht war, erstritten die Unternehmen höhere Lebensmittelrationen. Wohlgemerkt nicht 

zum Wohle der Arbeiter, sondern nur zur besseren Ausbeutung der Arbeitskraft. Nur in diesem 

Zusammenhang gab es auch mehrere Modifikationen der Behandlungsrichtlinien, unter anderem wurde 

zeitweilig sogar die körperliche Züchtigung von der Gestapo verboten. 

Aufgrund der schlechten Ernährungslage breitete sich Schwarzhandel und Prostitution aus. Einige putzten 

auch für ein Mittagessen in deutschen Familien. 

 

Im Herbst 1944 erreichte der 

Einsatz von Zwangsarbeitern im 

Deutschen Reich seinen 

Höchststand. Von den knapp 29 

Millionen Arbeitskräften im 

Deutschen Reich waren rund 6 

Millionen zivile Ausländer und 1,9 

Millionen Kriegsgefangene. Das 

entsprach einer Quote von rund 

27 Prozent; also gut jeder vierte 

bis jeder dritte Arbeitnehmer war 

zu dieser Zeit ausländischer 

Nationalität. Hinzu kamen rund 

400.000 KZ-Häftlinge (Stand 

Januar 1945: 700.000), die sich im 

Zwangsarbeitseinsatz befanden.  

Bei den genannten Zahlen handelt 

es sich um Stichtagszahlen. Betrachtet man den gesamten Zeitraum zwischen 1939 und 1945, so kamen 

Schätzungen zufolge insgesamt rund 13,5 Millionen zivile Ausländer, Kriegsgefangene und KZ-Häftlinge für 

kürzere oder längere Zeit zum Arbeitseinsatz ins Reich. Bei den zivilen Ausländern handelte es sich bei 80 bis 

90 Prozent um Zwangsarbeiter, bei den KZ-Häftlingen zu 100 Prozent, die Zahl völker-rechtswidrig 

eingesetzter Kriegsgefangenen ist schwieriger einzuschätzen.  

In der Rüstungsindustrie – zumal in der Produktion – war der Anteil der ausländischen Arbeitskräfte zum Teil 

noch weit höher, als die genannten Durchschnittszahlen vermuten lassen. Man kann sagen, dass etwa ein 

Drittel und mehr der Arbeitskräfte dieser Branche Fremdarbeiter und Kriegsgefangene waren. Manche 

Betriebsabteilungen bestanden abgesehen von Vorarbeitern und Spezialisten fast ausschließlich aus 

ausländischen Arbeitskräften (80 – 90 %). Das gilt etwa für während des Krieges aufgezogene Produktionen 

und Verlagerungen.  

Am öffentlichen Leben konnten weder „Ostarbeiter“ noch Polen teilnehmen. Westeuropas Zwangs-arbeiter 

waren da deutlich besser gestellt. Sie konnten Kinos, Varietés, Sport- und Musikveran-staltungen besuchen. 

Sie bemühten sich oft um Privatunterkünfte, was zwar nicht gern gesehen, aber doch nicht verboten war. 
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Diese Lager wurden zwar ab 1942 nicht mehr bewacht, trotzdem hatte die Gestapo vielerlei Eingriffs-

möglichkeiten. Um „Arbeitsscheue“ oder irgendwie Widerständige zu brechen, und auch um abschreckende 

Beispiele zu statuieren, wurden sie in die berüchtigten Arbeitserziehungslager gesteckt, die KZs glichen, oder 

die Todesstrafe wurde ohne Gerichtsprozess verhängt.  

Der geplante „Blitzkrieg“ hatte sich in einen lang andauernden Krieg verwandelt, und es kam vermehrt zu 

Versorgungsengpässen, zu (Essen)- Rationskürzungen und zur Verlängerung der Arbeitszeit auf 72 Stunden. 

Die Lebensgefahr durch Luftangriffe stieg, auch dadurch, dass es generell nicht erlaubt war, die Bunker 

aufzusuchen, da sie der deutschen Bevölkerung vorenthalten waren. Dieser Zuspitzung  versuchten manche 

durch Flucht zu entgehen, obwohl die Lage in den Heimatländern auch oft noch hoffnungsloser und 

katastrophal war. 

Ab 1943 wurden Kinder von osteuropäischen Zwangsarbeiterinnen, die als „gutrassig“ eingestuft wurden, 

von ihren Familien getrennt und in Heimen „eingedeutscht“. Doch die  Sterblichkeit in diesen Heimen war 

sehr hoch. 

Das Verhältnis zwischen Deutschen und Zwangsarbeitern 

Kontakte zu „Westarbeitern“ waren erlaubt, wenn auch nicht gern gesehen. Anders war es bei den 

„Ostarbeitern“. Da die Slawen als rassisch minderwertig eingestuft waren, war der Kontakt zu ihnen verboten. 

Schlechte Behandlungen, Ohrfeigen und Fußtritte, seitens der Vorgesetzten und Lageraufsichtspersonen 

waren verbreitet. Da auch niemand befürchten musste, wegen solcher Verfehlungen strafrechtlich belangt zu 

werden, war das sozusagen eine Einladung dazu, sich brutal zu verhalten. 

Natürlich gab es auch Deutsche, die angesichts dieser Methoden, Mitleid und Empörung zeigten. Aber die 

Mehrheit kam  mit ihrer Rolle als Bevorzugte, auserwählte Rasse und Überwacher gut zurecht. Ihr Status 

wurde nicht als ungerecht, sondern als Sachzwang und Selbstverständlichkeit empfunden, umso mehr, als 

man sich persönlich ´anständig´ verhalten konnte, um so den Unrechtscharakter des Naziregimes 

abzumildern.  

Die schon vorher weit verbreiteten Ressentiments in der deutschen Bevölkerung gegenüber Juden, Slawen 

und „Zigeunern“ spielte der sozialdarwinistischen Theorie der Nazis in die Hände. Darüber hinaus basierte 

die patriarchalische Gesellschaftsform ohnehin auf der Idee der Ungleichheit und Hierarchie.  

Zu einer zunehmenden Verrohung und Abstumpfung führte auch der Krieg mit seiner allgegenwärtigen 

Erfahrung von Tod, Grausamkeit und Zerstörung. 

 

In Bremen 

1944 bestanden in Bremen ca. 200 Lager, die dem Bausenator unterstanden. Das waren nicht nur 

Barackenlager, sondern auch Kleinlager, oft unmittelbar an den Arbeitsstellen. Zu dieser Zeit gab es ca. 

38.000 Zwangsarbeiter (ausgenommen Kriegsgefangene und KZ-Häftlinge). Dies war ein Drittel der 

Bevölkerung Bremens. 1941 hatte Bremen im Reichsdurchschnitt die meisten ausländischen Arbeitskräfte 

zugewiesen bekommen. Das auch, weil sich Bremen immer mehr zu einer der wichtigsten 

Rüstungsschmieden entwickelte. 80% der in Bremen ansässigen Industrie produzierte für die Rüstung. 

 

Deschimag (AG Weser)  12,7%  2042 

Borgward       35,4%    4293 
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Focke-Wulf   18,9%  544 

Weser-Flug     30,5%    3267 

Bremer Vulkan         7,3%   

Norddeutsche Hütte             369 

Hafenbetriebsverein           1611 

Bremer Wollkämmerei        1198 

 

1944 bestanden in Bremen ca. 200 Lager. Personen und Lager unterstanden dem Bausenator. Nach der 

Fertigstellung wurden die Lager dem „Amt für Arbeitseinsatz bei der Deutschen Arbeitsfront“ zur Verwaltung 

übergeben. 

 

1944 waren in den Evakuierungslisten der Stadt Bremen 44.000 Ausländer verzeichnet. In den Lagern 

befanden sich: 

 

Ostarbeiter (Sowjetbürger) 11025       

Franzosen 5772     

 Niederländer 3035           

Belgier 2402      

 

Die Zwangsarbeiter arbeiteten vor allem in der Rüstungsindustrie aber auch in der Landwirtschaft. Nach der 

Niederlage in Stalingrad und dem Aufruf von Goebbels zum „totalen Krieg“ setzte die neugebildete 

„Abteilung III – Kriegswichtiger Einsatz“ beim Senator für das Bauwesen die Zwangsarbeiter beim Hoch- und 

Tiefbunkerbau, Ausbau von Splittergräben und anderen Schutzbauten, sowie für die Enttrümmerung nach 

Bombenangriffen ein. 

 

Im Oktober 1941waren die ersten 600 sowjetischen Zwangsarbeiter  in Oslebshausen angekommen.  

 

Wie aus einem Aktenvermerk des Bausenators Dr. Fischer hervorgeht, war ihre körperliche Verfassung aber 

so schlecht, dass ein Arbeitseinsatz gar nicht erfolgen konnte. Trotz guter Kost und Behandlung wurden sie 

aber von der dann auftretenden Seuche zum größten Teil dahingerafft. Insgesamt belief sich die Zahl 

russischer Zwangsarbeiter in Bremen auf 14.000. 

 

In Huckelriede war die größte Zwangsarbeiterdichte. Als Lager wurden die Scharnhorst-, die Hindenburg- und 

wahrscheinlich die Cambrai-Kaserne genutzt. Nach den Bombenangriffen 1942 wurden 750 Häftlinge für 

Aufräumarbeiten abgeordnet und in der Hindenburg-Kaserne untergebracht. Die 168 verstorbenen Häftlinge 
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liegen auf dem Osterholzer Friedhof. Nach und nach wurde die An zahl der Häftlinge reduziert und ab 1944 

wurden alle wieder ins KZ Neuengamme bei Hamburg verlegt.  

Später kamen 800 weibliche ehemalige Ghetto- und Auschwitzinsassen aus Polen und Ungarn als 

Arbeitssklaven in dieses Lager. 

 

An der Straße am Dammacker erinnert ein großer Findling an das Schicksal der Zwangsarbeiterinnen.   

 

 

Bis zum April 1944 war die SS-Baubrigade II im Lager Huckelriede untergebracht. Im Sommer 1944 folgten ihr 

Zwangsarbeiter aus der Ukraine. Im August und September 1944 waren es 800 jüdische Frauen aus 

Auschwitz und dem Ghetto in Lodz.  

 

Unter unmenschlichen Wohn- und Arbeitsbedingungen war ihre Arbeit notwendig für die deutsche 

Kriegsführung und trug zur Sicherung des Lebensstandards der deutschen Zivilbevölkerung bei. Gemäß der 

nationalsozialistischen Rassenideologie nahmen sich die deutschen Herrenmenschen das Recht, KZ-Gefangene 

rücksichtslos auszubeuten. Am unteren Ende dieser Rangfolge standen die jüdischen Zwangsarbeiterinnen, die 

die gefährlichsten und körperlich schwersten Arbeiten bekamen. 

 

75.000 ZwangsarbeiterInnen in Bremen, mehrere Tausend allein im Lager Huckelriede – dieses Verbrechen 

kann nicht vor der Zivilbevölkerung verborgen geblieben sein, denn sie waren in Rüstungsbetrieben und auf 

Baustellen mitten in der Stadt eingesetzt. Der Zwangsarbeitereinsatz war ein weitgehend öffentliches 

Verbrechen. 

 

Die Bilder des nationalsozialistischen Grauens assoziiert man heute weitgehend mit Vernichtungslagern wie 

z.B. Auschwitz. Aber auch in Bremen wurden Menschen zu monatelanger Sklavenarbeit gezwungen und viele 

Häftlinge kamen dabei ums Leben. Bei Kriegsende waren die Lager geräumt und es gab keine Bilder 

ausgezehrter Häftlinge. 

 

Marc Buggeln meint, dass es den beiden Hansestädten Bremen und Hamburg gelungen sei, „einen Mythos 

zu etablieren, wonach ihre Städte immer weltoffene Hansestädte gewesen und geblieben seien“, man nur 

unter Widerstand den auswärtigen Nazis gefolgt sei und das Klima in der Stadt immer gemäßigter gewesen 

sei als anderswo. 

Da passt es ins Bild, dass es bis heute an dem ehemaligen Lagerstandort Huckelriede keinen Hinweis auf das 

ehemalige KZ-Außenlager gibt. 
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3. Kriegserfahrungen - Zeitzeugen aus der Donaustrasse  

 

Quelle: Abramjuk, Peter u. a. (2006): Eine Straße im Fluss der Zeit. 100 

Jahre Donaustraße 1906 - 2006, Bremen 
 

Donaustraße 61 – Ein altes Haus erzählt von Heide Pawlitzky, S. 51ff. 

 „[...] Es folgte die unsägliche Zeit in der auch in meiner Straße die Hakenkreuzfahnen flatterten. Mein schön 

verzierter eiserner Vorgartenzaun (in Bremen „Staket“ genannt) sollte zu Rüstungszwecken eingeschmolzen 

werden. Aber Frau Nebelung widersetzte sich, so steht er noch heute. 

Aber dann kam, was kommen musste: der schreckliche Zweite Weltkrieg. Wenn die Sirenen heulten, um die 

Menschen in die Bunker zu rufen, begann auch ich zu zittern. Würde ich diesen Bombenangriff überleben? In 

der Donaustraße gab es schon viele Lücken und Trümmerhaufen, sollte ich dazugehören? Meine Hoffnung 

war so brüchig wie meine Verandascheiben. Aber die Nebelungs gingen selten in den Bunker, sie setzten sich 

in den Keller, der mit Brettern und Balken abgestützt war. Die Nachbarn fanden das leichtsinnig. Sie aber 

sagten: „Unser Haus wird uns beschützen.“ Ich gab mir Mühe daran zu denken, wenn es um mich herum 

krachte und die Erde bebte. Dann im Oktober 1944, in dieser für die Neustadt so schrecklichen Nacht, fiel 

eine Brandbombe auf mein Dach, durch alle Etagen bis in den Keller. Weil Nebelungs dort saßen, bemerkten 

sie den Brand und er wurde gelöscht. Es blieben die ausgebrannten Zimmer als Kriegsschaden bestehen und 

der wurde erst 1970 behoben. [...]“ S. 51/52 

 

Bomben von Ilse Brinkmann, S. 84 

„ Eine dreiundneunzigjährige ehemalige Anwohnerin erzählt: 

Wir wohnten bei einer Frau, die in den ersten Kriegsjahren nie mit in den Bunker kam, wenn Bombenalarm 

gegeben wurde. Sie nutzte die Zeit, wenn alle fort waren, zum 

Putzen! Sie litt wohl schon darunter, dass sie so viele Menschen 

aufnehmen musste, weil diese ausgebombt waren und kein Dach 

mehr über dem Kopf hatten.  

Als sie 1944 aber doch einmal vor den Bomben in den Bunker 

fliehen musste, kam es dass eine Brandbombe auch das Haus Nr. 

66 traf. Genau zu der Zeit kam gerade ein Soldat vorbei, der seine 

Familie in diesem Haus einquartiert wusste, und der sah hinter den 

Scheiben der Türen das Feuer im Parterre. Um weiteren Schaden 

zu verhindern, schlug er geistesgegenwärtig die Scheiben der 

Haustür und der Windfangtür ein und löschte die Flammen. 

Leider hatte er dabei nicht bedacht, dass diese Scheiben teure, 

geätzte Gläser waren, die zu der Zeit wohl nicht ersetzbar waren. 

Auf die Idee den Kellereingang zu zerdeppern und auf Umwegen 

zum Feuer zu gelangen, war er im Moment der Gefahr natürlich 

nicht gekommen.  

Bildquelle: Staatsarchiv Bremen 
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Nichtsdestotrotz musste er ein Donnerwetter der Eigentümerin des Hauses über sich ergehen lassen, als 

diese aus dem Bunker zurückkehrte und den Schaden an der Tür entdeckte und meckerte, anstatt sich über 

das gerettete Haus zu freuen. 

Wenige Monate später lag das ganze Haus picobello geputzt in Schutt und Asche.“ 

Der 6.Oktober 1944 Schicksalstag für das Haus Donaustraße 22 und seine Bewohner von Jürgen Thewes, 

S.33ff. 

 

„ Luftalarm 

Es ist ein lauer Oktoberabend in Bremen, dieser 6.Oktober 1944. Die Straßen sind fast dunkel - angeordnete 

Verdunkelung während des Krieges. Vom Erkerfenster der 1. Etage des Hauses Donaustraße 22 beobachte ich 

Pöks von viereinhalb Jahren vereinzelt kleine Gruppen von Eltern, Großeltern und Kindern, die mit bunten 

Laternen durch die Straße in Richtung Lahnstraße ziehen. Trotz des Krieges ein friedliches Bild. Niemand ahnt 

an diesem frühen Abend, dass drei Stunden später ein Inferno über Bremen hereinbrechen wird, in dem 

neben der Altstadt auch große Teile der Neustadt im 137. Luftangriff dem Bomben zum Opfer fallen werden; 

darunter auch mein Elternhaus Donaustraße 22. 

 

Bildtitel: 42. Luftangriff, 

Donaustraße 20 usw. 

Datierung: 03.Januar 1941 

Staatsarchiv Bremen 

 

Die Erwachsenen, überwiegend 

Frauen und Männer sowie die 

Großelterngeneration, machen sich 

trotz der trügerischen Idylle 

Sorgen, denn mit dem Einbruch 

der Dunkelheit ist mit Luftalarm zu 

rechnen. In einem solchen Fall gilt 

es schnell zu handeln, die Kinder 

und Hilfsbedürftigen für die Flucht 

in der Luftschutzbunker 

anzukleiden, die Kleinstkinder in den Kinderwagen zu legen und ein Notköfferchen mit wichtigen Papieren an 

sich zu nehmen. Den Bewohnern der ersten Hälfte der Donaustraße ist der Bunker Mainstraße, Ecke 

Bachstraße am nächsten. Der scheinbar kurze Weg dorthin gestaltet sich für ältere Menschen und viele 

andere auch in der verdunkelten Neustadt schwierig. 

 

Der Bunker Mainstraße 

Um 19:13 Uhr werden im Stadtgebiet Bremens die Sirenen ausgelöst – Luftalarm. Das Auf- und Abschwellen 

des Heulens verursacht noch heute bei den Zeitzeugen eine Gänsehaut und eine ungeheure innere Erregung. 

Von allen Seiten bricht nun das Sirenengeheul über uns herein. In der Donaustraße hasten Menschen, die 

eben noch „Laterne, Laterne, Sonne, Mond und Sterne“ sangen, in ihre Häuser zurück, um die Flucht zum 
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Bunker vorzubereiten. Meine Mutter holt mich vom Fenster weg, zieht mir den kleinen grauen Mantel an, 

packt Bruder Klaus in den Kinderwagen und los geht’s. 

Mutter schiebt den Kinderwagen vor sich her und hält mich an der Hand, damit ich in der Dunkelheit nicht 

verloren gehe. Wir queren die Lahnstraße und laufen entlang der Mauer des Lazaretts der ehemaligen 

Neustadtswall-Kasernen bis zur Delmestraße. Noch haben die schönen Kastanienbäume ihre Blätter nicht alle 

verloren; sie stehen als schwarze Schatten gegen den Himmel. Mit uns laufen Nachbarn in Gruppen. Am 

Eingang des Bunkers Mainstraße drängeln sich schon die Menschen, aber alle folgen den Anweisungen des 

Luftschutzwartes, der jedem seinen Platz in den Sicherheitsräumen zuweist. Bald wird der Bunker 

geschlossen; es ist kein Platz mehr vorhanden. 

Kaum sind die Bunkerinsassen etwas zur Ruhe gekommen, bricht draußen ohrenbetäubender Lärm los. Im 

Bunker hört man das Heulen und die Detonationen von Bomben, zum Teil schwere Explosionen, ein 

ununterbrochenes Krachen, für Momente auch das Brummen von Flugzeugmotoren. Der Bunker scheint zu 

wackeln. Menschen schreien auf, stöhnen, ringen nach Luft, denn die Atemluft im Bunkerinnern wird knapp. 

Ängstlich klammere ich mich an meine Mutter und frage, was draußen passiert. Mutters Gedanken aber sind 

bei unserem Vater, der bei der Feuerwehr Dienst leistet. Ihre Unruhe überträgt sich auf mich. Wird unser 

Haus in der Donaustraße noch stehen, wenn wir wieder rauskommen? Noch darf niemand hinaus. Am 

Bunkereingang haben sich zuvor dramatische Szenen abgespielt, als verspätete Schutzsuchende noch einen 

Einlass  erzwingen wollen. Aber der Luftschutzwart muss sie an der Schleuse abweisen und mit dem Hinweis, 

dass der Bunker bereits überbelegt ist und die Atemluft für weitere Menschen für weitere Menschen im 

Bunker nicht reicht. Im Innern spielen sich zur gleichen Zeit bewegende Momente ab: Menschen verlieren 

die Fassung, schluchzen unentwegt, schreien auf, werden ohnmächtig, sinken völlig apathisch in sich 

zusammen oder wollen gewaltsam die Stahltüren des Bunkers öffnen, um ins Freie zu gelangen. 

 

Es brennt... 

 

Es vergehen Stunden. Längst ist der Luftangriff 

vorüber, haben die Detonationen aufgehört, wurde 

Entwarnung gegeben, aber draußen scheint noch 

immer große Unruhe zu herrschen. Erst am frühen 

Morgen gestattet der Bunkerwart die Öffnung des 

Bunkers. Ein Mitbewohner im Haus meiner Eltern 

bietet sich an, für meine Mutter die Lage draußen zu 

erkunden. Als er nach etwas einer halben Stunde 

zurückkehrt, wird es zur Gewissheit: unser Haus in der 

Donaustraße 22 ist den Brandbomben zum Opfer 

gefallen; es brennt noch im Erdgeschoss, zu retten ist 

nichts mehr. Der Mann berichtet, dass es in allen 

Straßen brennt. 

 

Bildtitel: 42. Luftangriff,  

Donaustraße 13, 03. Januar 1941 

Staatsarchiv Bremen 
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Meine Eltern haben einen Großteil ihres Besitzes verloren. Nun stehen wir im wahrsten Sinne des Wortes vor 

dem Nichts. Wie viele tausend andere Mitbürger auch. Tränen fließen und unsere Mutter muss schnell 

entscheiden, wo wir unterkommen können. Tante und Onkel in der Kantstraße sind die erste Anlaufstelle. Auf 

dem Weg dahin steigen wir über die Trümmer auf den Gehwegen, sehen die zerplatzten Glasveranden in der 

Mainstraße und atmen den beißenden Brandgeruch. 

Drei gefüllte Wäschekörbe und eine elektrische Singer-Nähmaschine hatten Nachbarn aus der Nr. 20 retten 

können für uns. Das ist alles. Man hatte zu Beginn des Luftkriegs die Gartenzäune, die die Grundstücke 

trennten, geöffnet, so man im Ernstfall von Haus zu Haus laufen konnte. Aber wir leben – auch der Vater! Es 

war nicht der erste Angriff auf die Neustadt gewesen, dieser 137., aber für die Donaustraße wohl der 

schlimmste. Die bereits am 3. Januar 1941 zerstörten Häuser Nr. 15 und Nr. 17 uns schräg gegenüber und die 

total zersplitterten Veranden des ersten Stücks der Donaustraße auf unserer Seite können Sie auf den Fotos 

sehen. Die Dokumentaraufnahme wurde am Morgen nach dem Luftangriff wahrscheinlich von Hans Köster, 

dem damaligen Leiter des Bombenräumkommandos, oder aber von Polizeifotograf H5. Cüppers gemacht.  

 

Als Privatperson Fotos zu Privatzwecke zu machen, war während des Krieges verboten. 

Das [folgende] Bild […] zeigt die nach dem Bombenangriff beschädigte Häuserreihe von Donaustraße 22 bis 

zur Ecke Lahnstraße. An den Hausfronten sind die Einschläge der Bombensplitter als dunkle Flecken deutlich 

auszumachen. In sämtlichen Veranden wurden die Scheiben zerstört, zum Teil hängen Fensterflügel aus den 

Fensteröffnungen. Auf der Straße liegen bereits zusammengetragene Fundstücke und 

Verdunkelungsmaterial, das mit Handwagen abtransportiert werden soll. 

 

Bildtitel: 

42.Luftangriff, 

Donaustraße 13,15,17 

03.Januar 1941 

Staatsarchiv Bremen 

 

Die leichte Schneedecke 

erschwert eine genaue 

Identifizierung der 

Gegenstände und 

Materialien. Die 

Anwohner haben sich vor 

ihren Häusern 

zusammengefunden, um 

über die Schrecken des 

Angriffs zu reden und den 

gröbsten Schutt und die Scherben zu beseitigen. Dazwischen halten sich Sicherheits- und Hilfsdienstkräfte 

auf, durch Uniformen oder weiße Armbinden erkenntlich, die die Aufräumarbeiten zu beaufsichtigen und die 

entstandenen Schäden zu erfassen hatten. Ferner zeigt die Aufnahme, dass bereits Anfang 1941 sehr viele 

Stakete (Eisenzäune) vor den Vorgärten verschwunden sind. Sie waren auf dringenden Wunsch der 

Machthaber der Rüstungsindustrie zum Einschmelzen zugeführt worden.  
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Es kamen Vorschriften über die Schaffung eines Schutzraumes in jedem Keller, Belehrung über 

Löschmöglichkeiten und Entfernen nicht richtig gezündeter Brandbomben. Mit jedem weiteren Kriegsjahr 

kamen neue „Einrichtungen“. So kamen auch wir mit unserer Mutter in die Evakuierung.“ S. 33-35 

 

Zur Geschichte des Hauses Donaustraße 6 von Maria Wedewer-Steffen, S.30ff. 

„[…] Elsa Damann wurde von der Luftschutzpolizei eingezogen und nahm im Keller des Polizeigebäudes am 

Wall Meldungen entgegen, wo die Bomber waren. Diese Informationen wurden an einzelne Reviere 

weitergegeben. „Manchmal hatten wir Glück, dass die weiterflogen.“ Während fast der ganzen Kriegsjahre 

versah Elsa Damann wie andere junge Frauen auch, die zuhause waren, diese Aufgabe beim Sicherheitsdienst 

mit Früh- und Nachtdienst. 

Während das Haus Nr.5 von Herrn Theike gegenüber gleich am Anfang des Krieges ausgebombt wurde, 

hielten sich die Schäden am Haus Donaustraße 6 in Grenzen. Scheiben gingen kaputt. Mehrere Brandbomben 

schlugen rundherum ums Haus auf und wurden selbst mit einem Feuerlöscher, die die Stadt seinerzeit zur 

Verfügung stellte, gelöscht. Das klappte oft nicht richtig, sodass doch Wassereimer geschleppt werden 

mussten. Der steinerne Balkon vor dem Haus wurde allerdings durch eine Brandbombe zerstört und in der 

ursprünglichen Form nicht wiederaufgebaut. […] S. 31 

 

Quelle: Quelle: Abramjuk, Peter u. a. (2006): Eine Straße im Fluss der Zeit. 100 Jahre Donaustraße 1906 2006, 

Bremen, S. 30ff 

 

 

Bildtitel: 

Bild eines zerstörten Hauses in der Delmestr.   

Quelle. Staatsarchiv Bremen 

 

 

 

 

 

Stolpersteine von Heide Pawlitzki (Jahrgang 1942), S.25 

 „Auch in der Donaustr. Gibt es diese sogenannten Stolpersteine   – Messingplatten, die vor Hauszugängen in 

den Gehweg einbetoniert sind. In jede dieser Platten ist der Name eines aus diesem Haus deportierten 

Juden, sein Geburts- und sein Todesjahr und der Ort der Ermordung geprägt.  

Dieses 1995 begonnene und noch immer weitergeführte Projekt stammt von dem Kölner Bildhauer Gunter 

Demnig, der jeden Stolperstein selber herstellt. Über 7000 Stück gibt es bis jetzt, verteilt auf viele deutsche 

Städte und Orte. Dieses Projekt finanziert sich ausschließlich aus Spenden. 

In die ebenerdig eingelegten Steine stolpert man nicht körperlich, das Stolpern sollte geistig erfolgen, sofern 

der Fußgänger die glänzende Metallplatte wahrnimmt und sich dadurch mit den nationalsozialistischen 

Verbrechen konfrontieren lässt. 
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In der Donaustraße 59 lebten in der Zeit des „Dritten Reiches“ das ältere Ehepaar Max und Henriette 

Löwenhardt. Sie lebten hier in guter Nachbarschaft und haben die Gefahren, die auf sie zukamen, nicht 

gesehen. 

Zu Nachbarn, die ihnen rieten, Deutschland zu verlassen, sagten sie: „ Wir sind alt, wohin sollen wir noch 

gehen? Hier ist unser Zuhause und wir haben niemandem etwas getan. Es wird schon nicht passieren.“ 

 

Hilfe für die Löwenhardts 

Eine umsichtige Nachbarin hatte schon Mitte der dreißiger Jahre Mitleid mit Frau Löwenhardt, weil diese im 

Laden an der Ecke beim Einkauf trotz ihres Alters immer warten musste bis alle Kunden bedient waren, ehe 

sie einkaufen durfte. Die Nachbarin fand das unsinnig und bat die jüdische Frau um den Einkaufszettel, kaufte 

für sie mit ein und ließ den Sohn dann später alles in die Nr. 59 bringen. Das ging eine Zeitlang gut. Doch 

eines Tages wurde sie gewarnt mit den Worten: Mir ist zu Ohren gekommen, dass Sie für die Löwenhardts 

einkaufen. Ich muss Sie bitten, das zu unterlassen, sonst muss ich Sie anzeigen. Die hilfsbereite Nachbarin 

konnte eventuelle Folgen nicht riskieren und stellte die Hilfe ein. 

Ähnliches erzählte eine andere Nachbarin von ihrer Mutter, die beim Einkauf in der Erlenstraße zufällig nach 

der jungen Schwiegertochter in den Laden getreten war und hinter ihr in der Warteschlange stand. Auch die 

junge Jüdin wurde nicht bedient, als sie an der Reihe gewesen wäre. Die Mutter reklamierte dies, aber die 

junge Jüdin verließ verunsichert den Laden, dankte der mutigen Frau und bat sie, sich mit dem gezeigten 

Verhalten nicht weiter in Gefahr zu bringen. 

Als die etwa 60jährige Henriette Löwenhardt eines Tages einen Schwatz auf der Straße mit einer Nachbarin 

abhielt, brach sie diesen plötzlich ab und bat die Gesprächspartnerin schnell weiter zu gehen. Sie hatte 

bemerkt, dass sie beide beobachtet wurden und fürchtete Konsequenzen für die Gesprächspartnerin.Aber 

das Entsetzliche passierte auch in unserer Straße: eines Morgens im Jahr 1941 waren Löwenhardts 

nicht mehr da...,die Wohnungseinrichtung stand verloren im Regen auf dem Trottoir...,keiner wagte 

zu fragen...Was ahnten die Nachbarn?                                                                                                                                            

Erst 64 Jahre später, durch das Stolperstein-Projekt, gab es die Antwort: Max und Henriette Löwenhardt 

waren in jener Nacht nach Minsk transportiert und später für tot erklärt worden. Mit ihnen starben in Minsk 

ihr Sohn, ihre Schwiegertochter und die beiden kleinen Enkelkinder.“ 

Quelle: Abramjuk, Peter u. a. (2006): Eine Straße im Fluss der Zeit. 100 Jahre Donaustraße 1906 2006, Bremen 

 

 

 

Bildtitel: Kriegsalltag in Bremen, Hitlerjunge 

bei Bergungsarbeiten 

Quelle: Staatsarchiv Bremen 
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Exkurs: 

Das Schicksal der jüdischen Gemeinde Bremens im Faschismus 

 

Im Januar 1933 lebten in Bremen etwa 1.300 Menschen jüdischen 

Glaubens.Das entsprach einem Bevöl-kerungsanteil von ca. 0,4% Ein Großteil 

der Bremer Juden war im Handel tätig, wenige in Industrie und Handwerk, 

daneben gab es noch Angehörige freier Berufe. 
Aus der „Bremer Nationalsozialistischen Zeitung” vom 2.4.1933: 

„Bremer Kampf gegen die jüdische Greuelpropaganda“ 

„Gestern morgen pünktlich 10 Uhr setzte mit unglaublicher Disziplin ... auch in Bremen der Boykott gegen die 

jüdischen Geschäfte ein. Die SA hatte vor den einzelnen Eingängen Aufstellung genommen und sorgte für die 

nötige Aufklärung, so dass sich ein berechtigter Abwehrkampf entwickelte, dem selbst der raffinierteste 

Geschäftsbetrieb der Juden keineswegs gewachsen war. Schon lange vor 10 Uhr sammelten sich in der 

Obernstraße große Menschenmassen an, um die vernichtende Wirkung unserer Boykottierung mitzuerleben 

... Trotz der großen Menschenansammlungen vollzog sich der Boykott in vollster Ruhe und größter Disziplin. 

... Arbeiter, Angestellte und Beamte wußten, dass dieser Boykott eine Möglichkeit darstellte, den Juden an 

der empfindlichsten Stelle - nämlich am Geld - zu treffen.“ 

Ende 1934 kam es im Zusammenhang mit dem Weihnachtsgeschäft erneut zu Boykottmaßnahmen, die aber 

diesmal vor allem von Interessengruppen des Mittelstandes veranlasst worden waren. 

In der Pogromnacht vom November 1938 wurde auf Befehl des Gruppenführers der SA-Gruppe Nordsee und 

des Bremer Bürgermeisters Heinrich Böhmcker die Synagoge in Bremen  angezündet und verwüstet. Nach 

Mitternacht wurden die Schaufensterscheiben der jüdischen Geschäfte in der Innenstadt eingeworfen und 

das Innere der Läden verwüstet. 

Am 11. November 1938 erschienen in der "Bremer Zeitung", dem parteiamtlichen Blatt der Bremer NSDAP, 

der Leitartikel und ein Lokalteilartikel über die Ereignisse der Progromnacht. Der Leitartikel "Volkszorn. Juden 

ernten die Saat ihrer Verbrechen" betonte den Volkszorn über die Ermordung des deutschen Gesandten vom 

Rath in Paris als Ursache der Zerstörungen. 

"In allen Stadtteilen Bremens, vor allem jedoch in der Innenstadt, wurden die Schaufensterscheiben der 

jüdischen Geschäfte zertrümmert und in die Auslagen Plakate gestellt, die von der Vergeltung für das 

scheußliche Verbrechen jüdischer Mörderhände sprachen(…. ). Die Juden Bremens wurden in Schutzhaft 

genommen. Trotz der ungeheuren Wut, die sich angesichts des Todes Gesandtschaftsrates vom Rath 

begreiflicherweise der Bevölkerung bemächtigt hatte, gingen alle Maßnahmen gegen die Juden in Bremen 

äußerst diszipliniert vor sich(…)Als dann in der fünften Morgenstunde das Innere der Synagoge bis auf den 

Dachstuhl völlig ein Raub der Flammen geworden ist, weicht das Feuer den Wasserstrahlen. Mit ihnen 

erlischt, was einst der Judentempel in Bremen war, um niemals wieder aufzuerstehen. „ 

Auch Privatwohnungen von jüdischen Bürgern wurden von SA-Angehörigen gestürmt; dabei wurden in 

Bremen fünf Juden ermordet. Mehr als 100 jüdische Männer wurden anschließend ins bremische Zuchthaus 

Oslebshausen gebracht und von hier unter Bewachung nach Oranienburg transportiert und ins KZ 

Sachsenhausen deportiert. Einigen jüdischen Bürgern gelang die Ausreise ins Europäische Ausland in die USA 

oder nach Palästina. 
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Der größte Teil der noch in Bremen verbliebenen jüdischen Bevölkerung wurde bis zu  seiner Deportation in 

mindestens 20 „Judenhäusern“ eingepfercht. 

Das Gesetz über Mietverhältnisse mit Juden vom 30.4.1939 (RGBl. I, S. 864) schaffte den Mieterschutz für 

Juden ab und schränkte deren Recht auf freie Wohnungswahl ein. Die Wohnungsbehörden konnten auf 

dieser gesetzlichen Grundlage veranlassen, dass Juden in bestimmten Häusern konzentriert wurden. Häuser 

jüdischer Eigentümer, in denen ab 1939 jüdische Mieter zwangsweise eingewiesen wurden, galten in der NS-

Terminologie als "Judenhäuser". Eine direkte Beschlagnahme von Häusern zu diesem Zweck hat es nicht 

gegeben.  

Bildtitel: Kriegsalltag in 

Bremen 

Quelle: Staatsarchiv 

Neben der Bereitstellung 

von Wohnraum für die 

nichtjüdische Bevölkerung, 

insbesondere mit der 

zunehmenden Zerstörung 

von Häusern durch 

Bombardierungen, dienten 

sie dem Zweck der weiteren 

Ausgrenzung und Demü-

tigung jüdischer Bürger. 

Eine weitere Funktion 

hatten sie in der Konzen-

tration der Juden für die 

reibungslose Durchführung 

der nachfolgenden 

Deportationen. Viele Juden 

lebten dort nur kurze Zeit, 

bevor sie deportiert 

wurden. Im November 

1941 begannen dann die 

Deportationen. Zunächst 

waren ca. 440 Bremer 

Juden und weitere 130 aus 

dem Regierungsbezirk 

Stade betroffen, die nach 

Minsk verfrachtet und dort 

ermordet wurden.       

Die noch in Bremen 

verbliebenen Juden wurden 

ab Sommer 1942 nach 

Theresienstadt bzw. nach 

Auschwitz deportiert, nur 

die „in Mischehe“ lebenden Juden blieben in Bremen zurück. Im Februar 1945 verließ der letzte Transport 

mit 90 Menschen Bremen Richtung Theresienstadt, wovon die meisten aber überlebten. Ein für den 15. März 
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geplanter Transport kam nicht mehr zustande. Nachweislich bekannt ist eine Zahl von 566 jüdischen Bürgern 

Bremens, die in den Ghettos und Vernichtungslagern ums Leben gekommen sind. 

4. Ideologische Gleichschaltung und Machtergreifung am exemplarischen 

Beispiel der Bremischen evangelischen Kirche. 

 

Heinrich (Heinz) Franz Friedrich August Weidemann  

(* 1. März 1895 in Hannover; † 8. März 1976 in München) war ein 

deutscher Theologe, Schriftführer und Landesbischof der Bremischen 

Evangelischen Kirche. 
 

Biografie 

Nach seinem Abitur studierte Heinrich Weidemann seit 1914, unterbrochen durch den Kriegsdienst, 

Theologie. In Göttingen promovierte er 1921 zum Lic. theol. und 1925 zum Dr. phil. 1922 bis 1923 war er 

Pastor coll. und ab Ende 1923 Inspektor des Theologischen Stifts in Göttingen. Nach Pfarrtätigkeit 1925 bis 

1926 in Bremke war Weidemann seit dem 11. April 1926 bis zu seiner Suspendierung Pastor am Petridom in 

Bremen. 

Weidemann trat 1933 in die NSDAP ein. Während der Zeit des Nationalsozialismus kam es in der Bremischen 

Evangelischen Kirche zu erheblichen Auseinandersetzungen. 

In Zusammenarbeit mit dem Nationalsozialisten Otto Heider, Senator und Bürgermeister in Bremen, brachte 

Heinrich Weidemann als Gauleiter der Deutschen Christen die Leitung der Bremischen Evangelischen Kirche 

an sich. Wichtigster Mitarbeiter Weidemanns wurde der Pastor, Publizist und Referent Karl Refer (geb. 1883), 

der zwar nicht der NSDAP beitrat, aber Mitglied der Deutschen Christen wurde und auf der 2. Bremer 

Kirchentagung 1936 einen antijüdischen Vortrag hielt. 

 

Nach Inkrafttreten des Reichskirchengesetzes wurde Heinrich Weidemann als Schriftführer der Bremischen 

Evangelischen Kirche eingesetzt. Nach Auflösung des Kirchentages wurde er 1934 durch den Reichsbischof im 

Bremer Dom zum Landesbischof eingesetzt. Durch dieses Amt wurde er zum Bremer Staatsrat berufen. 

 

Durch die willkürliche und auf persönliche Geltung zielende Amtsführung Weidemanns entstand erheblicher 

Widerstand gegen seine Person und selbst der Reichskirchenminister Kerl kritisierte ihn. 

Im Herbst 1935 trennte sich Weidemann von den Deutschen Christen und gründete die eigene Bewegung 

Kommende Kirche und als Herausgeber die gleichnamige Zeitschrift. Dort verbreitete er seine Vorstellungen 

einer „entjudeten“ „dem Volkstum“ verpflichteten Kirche. 

 

Weidemann wurde als Mitglied der NSDAP 1938 kurzzeitig ausgeschlossen, als er die Benennung zweier 

Kirchen in Bremen nach dem Reichspräsidenten Hindenburg und dem SA-Führer Horst Wessel betrieb. 

 

Er wurde 1941 wegen mehrerer Strafverfahren, auch wegen Betrugs, Beamtennötigung und Verhinderung 

von Gottesdiensten vorläufig seines Dienstes enthoben und am 25. Januar 1944 emeritiert. Er wurde im 

Juli/August in der Charité psychiatrisch mit dem Ergebnis einer schweren psychopathischen Störung 

begutachtet. 1943 wurde er aus der NSDAP ausgeschlossen. 

Im Januar 1944 wurde er verhaftet und im Oktober 1944 wegen Meineids, Anstiftung zum Meineid und 

versuchter Nötigung zu zweieinhalb Jahren Zuchthaus und vier Jahren Ehrverlust verurteilt. Nachdem 

Weidemann schuldig geschieden wurde, hatte er im Rahmen seines Wiederaufnahmeprozesses eine 
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Sekretärin zum Meineid genötigt. Mit Wirkung vom 24. April 1944 wurden ihm die Rechte des geistlichen 

Standes aberkannt. 

 

Nach dem Zweiten Weltkrieg wurde Weidemann durch die Bremer Spruchkammer in Abwesenheit als 

Hauptschuldiger eingestuft und zu vier Jahren Arbeitslager verurteilt. Bereits 1945 war er in die Ostzone 

übergesiedelt und wirkte SED-Bürgermeister in Thüringen. 

Aus erster Ehe hatte Heinrich Weidemann einen Sohn und zwei Töchter. 

 

Ev. Kirche im NS-Staat und im 2. Weltkrieg 

 

Am 24. Januar 1934 löste Senator und Kirchenkommissar Otto Heider mit einem Handstreich den Kirchentag, 

das Parlament der Bremischen Evangelischen  Kirche ,auf und setzte den Dompastor und Gauleiter der 

“deutschen Christen“ Heinrich Weidemann zunächst als Schriftführer später als  Landesbischof der Bremischen 

Evangelischen Kirche ein. 

 

Heiders politische Karriere begann mit dem Einzug in die Bremische Bürgerschaft als 

Fraktionsgeschäftsführers der NSDAP. 

 

Am 11. März 1933 wurde er Kommissar für Arbeits-, Wohlfahrts- und Medizinalwesen, am 18. März 

kommissarischer Senator in diesen Bereichen. Am 29. Oktober 1934 wurde er Bürgermeister der Stadt 

Bremen . 

Bildtitel: 

Zionskirche: ausgebrannt an 14.9.1942 

Staatsarchiv Bremen 

 

Während seiner Amtszeit war er in Personalunion 

auch Präsident der Evangelischen Landeskirche 

Heinrich Weidemann war vom 11. April 1926 bis 

zu seiner Suspendierung 1944 Pastor am 

Petridom in Bremen. Zum 1. Mai 1933 diente er 

sich als Gauleiter der „deutschen Christen“ den 

nationalsozialistischen Machthabern als Bündnis-

partner an. Die streng nach dem Führerprinzip 

organisierte Bewegung bezeichnete sich als "SA Jesu Christi" und bekannte sich zu einem "positiven 

Christentum", wie es in Artikel 24 des Parteiprogramms der Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei 

(NSDAP) propagiert wurde. Die Deutschen Christen forderten "Rassenreinheit" als Bedingung für eine 

Kirchenmitgliedschaft und die Loslösung der evangelischen Kirche von jüdischen Wurzeln. Vor dem Bremer 

Dom ließ er unter einer Hakenkreuzfahne einen Altar der Arbeit errichten, geschmückt von dem Spruch 

"Friede-Arbeit-Brot". Morgens um 8 Uhr an diesem ersten Maifeiertag unter nationalsozialistischer 

Herrschaft  hielt Weidemann im Dom den Festgottesdienst – während für die Hitlerjugend und den Bund 

Deutscher Mädel Gottesdienste mit Hakenkreuzfahnen in der Stephanikirche veranstaltet wurden. In den 

folgenden Monaten arbeitete  Weidemann  an der Gleichschaltung der bis zu diesem Zeitpunkt 

unabhängigen Bremer Kirchengemeinden, und der Zentralisierung der Bremer Evangelischen Kirche und ihre 

Organisation nach dem Führerprinzip. 

 

Auf dem ersten Reichskirchentag für Niederdeutschland am 22. September 1935 in Bremen machten die 

„Deutschen Christen“ ihre Ziele noch einmal deutlich . Unter Berufung auf den Deutschen Reformator Martin 

Luther wollte man sich von den jüdischen Wurzeln des Christentums lossagen. Otto Heider sagte in seiner 
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Eröffnungsrede, es sei nötig‚ dem Volk einen neuen Glauben zu geben. Weidemann erklärte: Echtes und 

ursprüngliches Christentum ist der radikalste Gegner des Judentums und protestantisches Christentum ist der 

Protest gegen den Versuch, das Christentum wieder jüdisch zu machen.“ 

Zuvor hatte Otto Haider versucht, die Bremer Evangelische Kirche dem nationalsozialistischen 

Kirchenminister Hans Kerl als Musterkirche anzudienen und den Bremer Pastoren eine Treueeid auf Adolf 

Hitler abzuverlangen. Doch Kerl akzeptierte keine Sonderrolle Bremens bei der Gleichschaltung der Kirchen 

und blieb dem Kirchentag für Niederdeutschland fern. 

 

Im Herbst 1935 trennte sich Weidemann von den Deutschen Christen und gründete die eigene Bewegung 

Kommende Kirche .Er war Herausgeber der gleichnamigen Zeitschrift. Dort verbreitete er seine Vorstellungen 

einer „entjudeten“ „dem Volkstum“ verpflichteten Kirche. 

 

Weidemann wurde 1941 wegen mehrerer Strafverfahren, auch wegen Betrugs, Beamtennötigung und 

Verhinderung von Gottesdiensten vorläufig seines Dienstes enthoben und am 25. Januar 1944 emeritiert. Er 

wurde im Juli/August in der Charité psychiatrisch mit dem Ergebnis einer schweren psychopathischen 

Störung begutachtet. 1943 wurde er aus der NSDAP ausgeschlossen. 

  

Zehn Bremer Pastoren wurden als "Mitläufer" der Nazis eingestuft. Landesbischof Weidemann sollte vier 

Jahre Arbeitslager bekommen - er wurde begnadigt. 

(...) Ihren Beitritt zur NSDAP erklärten die Pastoren u.a. mit den 'sozialen Zielen' der Partei. Der Pfarrer der 

Oslebshauser Strafanstalt, Fritz Krüger, betonte, dass er - "auf dem Boden des religiösen Sozialismus stehend" 

- den "sozialen Versprechungen des Nationalsozialismus" vertraut habe. Seit 1933 in der NSDAP, dort 

Ortsgruppenpressewart, und dem NSV und seit 1933 Mitglied der "Deutschen Christen" wurde er als 

"Mitläufer" eingestuft. (...) Der Beamtenausschuss der Strafanstalt hatte "starke Bedenken" gegenüber 

Krüger. Die Aussage eines ehemaligen Gefangenen der Strafanstalt belastete ihn schwer. Krüger habe die 

Gefangenen klassifizieren müssen, wobei er bei allen politischen Gefangenen auf der Karteikarte "asozial" 

vermerkt habe. Wörtlich habe er erklärt: "Was wollen Sie, zuerst einmal bin ich Beamter und dann erst 

Pfarrer. Im Übrigen bin ich davon überzeugt, dass der Führer durchaus im Recht ist, wenn er politische 

Gegner als asozial bezeichnet." Krüger bestritt die Vorwürfe. 

Ein anderer "Mitläufer" unter den Pastoren war Wilhelm Köper. Auch er war seit 1933 in der NSDAP, gehörte 

seit dieser Zeit der SA (dort Rottenführer) und den "Deutschen Christen" an. Seine Gemeinde vor 1940 in 

Hastedt setzte sich ebenso für ihn ein, wie seine neue Gemeinde in Wasserhorst. Letztere legte eine Eingabe 

vor, die insofern von zweifelhaftem Wert war, als nicht wenige der Unterzeichner selber "Mitläufer" waren 

wie die Landwirte in Niederblockland Garbade und Gartelmann. (...) 

 

Am 26. April 1946 entschied der Prüfungsausschuss der bremischen evangelischen Kirche, Pastor Rudolf 

Collmar sei untragbar. Er sei einer "der stärksten Gefolgsleute von Weidemann" gewesen. Collmar gehörte 

seit 1919 einem Freikorps an, schloss sich 1922 für drei Jahre der Deutsch-Völkischen Freiheitsbewegung an, 

war seit 1937 in der NSDAP. 

 

Bildtitel: 

Zerstörte Hohentorskrirche 

Staatsarchiv Bremen 

 

Einzig der frühere Landesbischof Heinrich 

Weidemann wurde höher als alle anderen 

Kirchenvertreter eingestuft. Der Öffentliche 

Kläger sah in Weidemann einen 
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"Hauptschuldigen". Neben der NSDAP-Mitgliedschaft ab 1933 und der Führerschaft der Bremer "Deutschen 

Christen" warf er ihm vor, "in der Zusammenarbeit mit dem Kirchenreferat der Gestapo [...] Gegner der 

NSDAP [denunziert] und deren Inhaftnahmen" veranlasst zu haben. (...) 

 

(Weidemann rechtfertigte) seinen Antisemitismus mit lutherischen Wurzeln: "Ich stamme aus Hannover, wo 

es Selbstverständlichkeit war, dass das Luthertum vom Staate abhängig war. [...] Ich darf sagen, dass ich das 

antijüdische als Gefolgsmann von Luther vertreten habe. Es liegt durchaus auf kirchlicher und religiöser 

Basis." 

Weidemann wurde als "Hauptschuldiger" eingestuft und zu vier Jahren Arbeitslager verurteilt. (...) Einen 

Vorschlag Weidemanns, freiwillig als Ausgleich für die nicht angetretene Arbeitslagerhaft 5.000 DM zu 

bezahlen, lehnten sowohl Justizsenator Theodor Spitta als auch Bürgermeister Wilhelm Kaisen ab. 1952 

wurde er begnadigt und zum "Mitläufer" zurückgestuft. 

 

Adolf Hitlers Ernennung zum Reichskanzler am 30. Januar 1933 begrüßten die meisten Protestanten als eine 

Art von Gott gesandte „Erlösung“. Viele Landeskirchen veranstalteten 

Fest- und Dankesgottesdienste, DC-nahe Pastoren ließen in Kirchen 

Hakenkreuzflaggen als „Symbol der deutschen Hoffnung“ aufhängen. 

 

Bildtitel: Zerstörte Hohentorskirche . 

Die Sprengung des Turmes wird vorbereitet   

Quelle: Staatsarchiv Bremen 

 

Höhepunkt der propagandistischen Stimmungsmache bildete 

schließlich die Rundfunkansprache Adolf Hitlers in der er am Vorabend 

über den „Volksempfänger“ im gesamten Reich in der kurzfristig 

angesetzten Kirchenwahlen deutlich für die DC Partei ergreift .Zur Wahl  

am 23. Juli 1933 selbst traten den Deutschen Christen uniformierte NS-

Helfer zur Seite, Christenkreuz und Hakenkreuz mischten sich 

allenthalben. Das Ergebnis der Kirchenwahl fiel entsprechend eindeutig 

aus. Sie endete mit einem überwältigenden Erfolg der Deutschen 

Christen, die etwa eine Mehrheit von durchschnittlich 70% erlangten. . 

Danach ergriffen sie in einigen Landeskirchen und vielen reichsweiten 

DEK-Gremien die Führungsämter.  Gestärkt durch den Wahlerfolg 

gingen die Deutschen Christen daran, im Sinne der gleichzeitig 

rechtskräftig gewordenen neuen Kirchenverfassung die Deutsche 

Evangelische Kirche (DEK) als „Reichskirche“ aufzubauen. 

 

Um dem Unwesen der Deutschen Christen nicht länger tatenlos zusehen, trafen sich vom 29.April bis 31. Mai 

1934  in Wuppertal Barmen 138 Theologen und Laien. Sie sprachen sich in einer gemeinsamen Erklärung 

dagegen aus, jemand anderen als Jesus Christus als Heil und Vorbild anzuerkennen. Einziger Bremer Vertreter 

in Barmen war Gustav Greiffenhagen aus der St. Stephanie Gemeinde. Er brachte die Resolution mit nach 

Bremen und wollte im Gemeindehaus von Unser Lieben Frauen darüber berichten. Das wurde ihm jedoch 

verboten, woraufhin der Arzt Karl Stoevesandt sein Privathaus in der Kohlhökerstraße zur Verfügung stellte. 

Rund 200 Menschen saßen und standen nach Augenzeugenberichten in Zimmern, Fluren und auf Treppen 

und hörten gebannt Greiffenhagens Bericht. Dieser 4. Juni 1934 gilt als Gründungsdatum der Bremer 

Bekenntnisgemeinschaft 
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Der vom Staat betriebene rassistische Antisemitismus betraf auch 

getaufte Juden. Sie waren deutsche Staatsbürger Christen und 

Mitglieder der Kirchengemeinden, galten im Nationalsozialismus 

aber als „nichtarisch“ und wurden verfolgt. In der 

Bekenntnisgemeinde St. Stephani hielt man jedoch weiter zu ihnen. 

Auch als sie den Judenstern tragen mussten, wurden sie ermutigt, 

weiter an den Gottesdiensten, Bibelstunden und am Abendmahl 

teilzunehmen. Im Herbst 1941 begannen die Deportationen der 

Bremer Juden. In einem Abendmahlsgottesdienst am 2. November 

verabschiedete St. Stephani öffentlich einige Gemeindemitglieder, 

die getaufte Juden waren. Sie wurden mit Geld, warmer Kleidung, 

Decken und Schuhen versorgt, in der Annahme, sie würden zum 

Arbeitseinsatz in den Osten geschickt. Dafür wurden Greiffenhagen 

und alle Beteiligten in einem Brief denunziert und abermals 

verhaftet. 

Die Situation der BEK in der Bremer Neustadt nach Kriegsende  wird 
Anhand einer Lagebeschreibung selbiger vom November 1945 
deutlich. 
 
Bildtitel: 
St. Pauli Kirche nach 1. Bombenangriffen 
Staatsarchiv Bremen 
 
Die Lage in der Gemeinde Alt Pauli (Zusammenschluss aus Zion Hohentor und St. Pauli) war katastrophal. Die 
3 Kirchen und die dazugehörigen Gebäude waren bis auf wenige völlig zerstört. 
„ Die Zahl der Gemeindemitglieder ist unbekannt, (…).Alt Pauli hatte früher etwa 20 -22.000 Menschen, es ist 
auch nicht annähernd zu sagen, wie viele jetzt.“ (Bericht über die St. Pauli Gemeinde Bremen Nov. 1945)  
 
Nicht viel besser war die Personalsituation. 
„ In Alt Pauli und Hohentor sind die jetzigen Pastoren nicht rechtmäßig gewählt in Zion wirkt der rechtmäßig 
gewählte … Pastor Kramer. Herr Pastor Werner Beuerle (Hohentor) genießt offensichtlich das Vertrauen 
seiner Gemeinde die durch schwere kirchenpolitische Kämpfe hindurchgegangen ist. „(Bericht über die St. 
Pauli Gemeinde Bremen Nov 1945) 
Nicht rechtmäßig gewählt heißt: von Bischof Weidemann eingesetzt. In den Gemeinderäumen der 
Hohentorsgemeinde hielt Weidemann auf Einladung  der dortigen Leitung mehrere Vorträge über das“ 
arische Christentum“. Werner Beuerle hatte keine Verfolgung zu befürchten. Er machte Karriere als Dichter 
und Domprediger am Bremer Dom. 
„Herr Pastor Finke von Alt Pauli ist von der Wehrmacht noch nicht zurückgekehrt. Es ist ungewiss, ob er bei 
der Rückkehr aus Griechenland in Gefangenschaft geraten oder gefallen ist. Er ist gegen den Willen der 
Gemeinde und des Gemeindeführers durch Dr. Weidemann berufen worden, war früher SA Mann und DC so 
dass mit seinem Bleiben in der Gemeinde kaum gerechnet werden kann.“(s.o) 
„In der Zionsgemeinde die durch Dr Weidemann den Namen Kreuzkirche erhalten hat  …wirkt der 
rechtmäßig  gewählte schon 66 Jahre alte und in letzter Zeit leider schwer erkrankte Pastor Kramer“(s.o) 
Anders als die Pastoren Werner Beuerle und Finke fühlte sich Pastor Kramer, der sozialen und 
demokratischen Tradition seiner Gemeinde verpflichtet, dem Kreis der bekennenden Kirche in Bremen um 
Pastor Greifenhagen zugehörig. 
 
Sein Nachfolger Friedrich Gerlach war ein vehementer  Gegner der u.a. von der EKD betriebenen 
Schlussstrichdebatte und forderte intern und öffentlich eine konsequente Aufarbeitung der Verbrechen  
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des Faschismus und der Rolle der Kirche darin. In den 50ger und 60ger Jahren engagierte sich Friedrich 
Gerlach und seine Gemeinde  in den Auseinandersetzungen um die Wiederbewaffnung und die 
Notstandsgesetze.   
 
Dieser Tradition fühlt sich die Gemeinde bis heute verpflichtet. 
 

 

 

Bildtitel: 

St. Pauli Kirche nach 1. 

Bombenangriffen 

Staatsarchiv Bremen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

 

 

Bildtitel: 

St. Pauli Kirche nach 1. 

Bombenangriffen 

Staatsarchiv Bremen  
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Exkurs - Zerschlagung der Arbeiterbewegung 
Nur wenige Monate nach der nationalsozialistischen Machtergreifung wurden alle Parteien bis auf die NSDAP 

verboten. Mit dem Gesetz "Gegen die Neubildung von Parteien" sicherten sich die Faschisten mit ihren 

knapp zwei Millionen Mitgliedern das Monopol im Land. Die anderen politischen Parteien der ersten 

deutschen Republik gab es nicht mehr. 

Nachdem die KPD am 15. März 1933 verboten wurde geschah selbiges am  22. Juni auch mit der SPD. Am 

14.juli 1933, wurden per Gesetz alle anderen noch existierenden Parteien aufgelöst, womit die bereits vorher 

eingeleitete totale Gleichschaltung des politischen Lebens in Deutschland vollendet war. Für die 

Aufrechterhaltung oder Neubildung einer Partei drohten Gefängnisstrafen bis zu drei Jahren. 

Auch die Gewerkschaftsmitglieder wurden seit März / April 1933 verfolgt, und einige Gewerkschaftshäuser 

bereits besetzt. Dennoch hofften führende Gewerkschaftsvertreter, das Überleben ihrer Organisationen 

durch Anpassung sichern zu können. Dazu gehörte auch die bewusste Distanzierung von der SPD mit der 

Begründung, man sei zu sehr aufs Ganze gerichtet, „um Parteifesseln zu tragen“. Die ADGB-Führung glaubte, 

dass jeder moderne Staat, gleichgültig welcher politischen Richtung, funktionierende Gewerkschaften 

brauchen würde. 

Trotz einsetzenden Straßenterrors der Nationalsozialisten gegenüber Gewerkschaftsfunktionären und der 

eigenmächtigen Absetzung gewerkschaftlicher Betriebsräte beteiligte sich der ADGB 1933 bereitwillig an den 

Feierlichkeiten zum "Tag der nationalen Arbeit". 

Am 2. Mai 1933 besetzten Mitglieder der Sturmabteilung (SA) und der NSBO (Nationalsozialistische 

Betriebszellenorganisation) in einer präzise vorbereiteten Aktion Büros, Banken und Redaktionshäuser der im 

ADGB organisierten Freien Gewerkschaften. Führende Funktionäre wurden in "Schutzhaft" genommen und 

die Gewerkschaftsvermögen beschlagnahmt. 

Ab März 1933 eröffneten die Nationalsozialisten in allen Teilen Deutschlands Konzentrationslager mit 

unterschiedlichen Zuständigkeiten. Kaum etwas vollzog sich in Deutschland öffentlicher, als die Überführung 

von Schutzhäftlingen in diese frühen KZs Die gleichgeschaltete Presse berichtete täglich über die gelegentlich 

als Umerziehung deklarierten Maßnahmen der „Schutzhaft“. So teilten z. B. die „Bremer Nachrichten“ am 2. 

April 1933 offiziell per Anzeige der Polizeidirektion die „Einrichtung eines Konzentrationslagers“ mit: 

Nach den Angaben der Bremer Gestapo befanden sich Ende 1933 insgesamt 1305 Vertreter der Bremer 

Arbeiterbewegung in Schutzhaft. Die meisten von ihnen durchliefen das Bremer KZ, untergebracht in den 

einstigen Auswanderhallen Mißler, mitten im Wohngebiet Findorff gelegen. 

Quelle: Friedrich Ebert Stiftung,Spurensuche Bremen S. 133-45 

 

 

Bildtitel: Kriegsalltag in Bremen,  

Toter in der Langamarckst. 

Quelle: Unbekannt  /Privat 
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5. Der Mythos von Langemarck 
Der „Mythos von Langemarck“ gründete  auf der Mitteilung des deutschen Heeresberichts über einen Angriff  

junger Regimenter westlich von Langemarck“ am 10. November 1914. Die in aller Eile, ohne genügende 

Ausbildung und mit mangelhafter Ausrüstung und Führung aufgestellten an die Front geworfenen Korps 

erlitten bei Ypern verheerende Verluste. Tausende Soldaten fielen, die erst Ende Oktober an die Front 

gekommen waren.  Da zu Beginn dieser mörderischen Schlacht das Scheitern des deutschen 

Durchbruchversuchs bei Ypern bereits offensichtlich war sah man sich Seitens der Heeresführung  veranlasst, 

den Misserfolg vor der Öffentlichkeit mit einem Heldenepos zu bemänteln. Die Erzählung von der deutschen 

jugend, die das Deutschlandlied singend begeistert in den Tod gestürmt ist, wurde vor allem während der 

Weimarer Republik und des Dritten Reiches politisch benutzt und so oft wiederholt, bis man sie letztendlich 

allgemein als Tatsache akzeptierte. 

 

Bildtitel: 42. Luftangriff, Langemarckstraße 

116, Technikum - Staatliche Bau- und 

Ingenieurschule Datierung:03. Januar 1941 

Staatsarchiv Bremen 

In Bremen waren anlässlich der  

Langemarck-Feiern vom 11. November 1937 

drei Straßenzüge( Große  und Kleine Allee 

sowie Meterstraße) zu einer 

Langemarckstraße umbenannt worden. Da 

die Faschisten eine „Erziehung im Geist von 

Langemarck“ verfolgten und ihnen diese 

Erziehung in der Phase der unmittelbaren 

Kriegsvorbereitungen besonders wichtig war, griff der Bürgermeister Bremens die Initiative des 

Reichsstudentenführers auf, auch in Bremen einen „würdigen und entsprechend bedeutungsvollen, schönen 

Straßenzug“ am damaligen Technikum der „Langemarck-Idee“ zu widmen.Am Tage der Veröffentlichung der 

Umbenennung  durch das Bremische Staatsamt wurden bereits die neuen Straßenschilder angebracht. 

Abends hielt der Bürgermeister die Hauptansprache bei der Langemarckfeier der Gaustudentenführung. Er 

verpflichtete die Studenten auf den „Geist von Langemarck“, indem er u.a. sagte: 

Bildtitel:  137. Luftangriff, Langemarkstraße 

116, Staatliche Bau- und Ingenieurschule 

(Technikum) 

Datierung:  06. Oktober 1944 

Quelle: Staatsarchiv Bremen 

 

„Sie (die heutige Jugend) muss wissen, dass 

ihr Leben nicht leicht sein soll, sondern dass 

sie ebenfalls stets bereit sein muss, dem 

großen Vorbild gemäß einzustehen für 

Deutschland bis zum letzten. Der 

Nationalsozialismus Adolf Hitlers hat dem 

Sterben der Tausende vor Langemarck den 

rechten Wert gegeben …. Ein Volk, dessen 

Jugend so zu sterben wisse, hätte nicht zum Untergang verdammt sein können. So seien uns die Tat der 

jungen toten Helden von Langemarck flammendes Beispiel für die ewige deutsche Jugend.“ 
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„Was der General Ilse, ›der Kindermörder von Ypern‹, bei Langemarck in den Tod jagte, waren gutgläubige, 

frische deutsche Jungen, die, fanatisiert, nicht wussten, für welch eine schlechte Sache sie rufend und 

singend in den Tod gingen. Der Sohn Heinrich Brauns, Otto Braun, ist so ein Beispiel davon. Der Rest war 

fürchterlich. Ich kannte aus dem Frieden den Sohn eines Generals von Werder, der so dumm war, dass ihm 

auf Betreiben des Vaters das Einjährige ohne Prüfung geschenkt wurde. Ich sehe den Jungen noch wie heute 

in einem Auto den Kurfürstendamm herunterfahren: in voller Kriegsbemalung, auf ein großes 

Schlachtschwert gestützt, strahlend, eitel und in der ganzen Gloriole seiner königlich preußischen 

Dämlichkeit. Er war ein Sinnbild seiner Epoche. Denn was so unbeschreiblich an diesen ersten Wochen war, 

erkannten damals nur wenige und weil heute die Zeit des Rausches fast vergessen ist, wissen´s auch heute 

nicht allzuviele: das Schlimme in Deutschland war das völlige Fehlen jeder Ethik. Für alles, aber auch für alles, 

auch noch für die letzten Schweinereien war der Rock des Kaisers und das Wort ›dienstlich‹ eine Deckung. 

Mißbrauch von Gefangenen zu Kriegsarbeiten in der Feuerzone, Unterschlagung, Verführung von Mädchen, 

Mord an Zivilisten, die man zu diesem Behufe Franktireurs getauft hatte, ekelhafteste Schlächterei der 

Verwundeten – dies alles und noch viel mehr vollzog sich unter dem fast einmütigen Gesang von 

›Deutschland, Deutschland über alles‹, und unter den brausenden Akkorden des Liedes versanken Europa, 

Menschlichkeit, Charakter und Christentum. (Kurt Tucholski 1920) 

Am 5.1.1988 wurde das Denkmal an der Langemarckstraße, direkt vor der Hochschule Bremen, von 

Unbekannten umgestürzt. In der Öffentlichkeit gab es seit dem viele Diskussionen über die Sinnhaftigkeit 

einer Umbenennung der Langemarckstraße. 

6. Zerstörung Weser Brücken im 2. Weltkrieg 
Am 15. März 1945 erklärte die OHL  in einer Sitzung im Führerbunker ihrem Chef dem Reichskanzler und 

Oberbefehlshaber der Wehrmacht  Adolf Hitler eindringlich die Kriegslage. „Es ist in vier bis acht Wochen mit 

dem endgültigen Zusammenbruch der deutschen Wirtschaft zu rechnen... Nach diesem Zusammenbruch 

kann auch der Krieg nicht mehr fortgesetzt bzw. gewonnen werden.“ 

 Am 19.03.1945 erließ Hitler den sogenannten Nerobefehl.  Er sah die eigenhändige Vernichtung der 

deutschen Infrastruktur vor; nichts Wertvolles sollte den Feinden in die Hände fallen. 

Der Wortlaut dieses Befehls war kurz,  Darin hieß es »Wenn der Krieg verlorengeht, wird auch das deutsche 

Volk verloren sein. Es ist nicht notwendig, auf die Grundlagen, die das deutsche Volk zu seinem primitivsten 

Weiterleben braucht, Rücksicht zu nehmen. Im Gegenteil, es ist besser, selbst diese Dinge zu zerstören. Denn 

das Volk hat sich als das schwächere erwiesen, und dem stärkeren Ostvolk gehört ausschließlich die Zukunft. 

Was nach diesem Kampf übrigbleibt, sind ohnehin nur die Minderwertigen, denn die Guten sind gefallen!« 

Nachdem Gauleiter Wegener (NSDAP) und Kampfkommandant Becker am 21. April 1945 den 

bedingungslosen Kampf um die Stadt Bremen gegen den Willen des kommissarische Bürgermeister von 

Bremen Richard Duckwitz (NSDAP) und den des Bremer Senator Hans-Joachim Fischer (NSDAP), die sich für 

eine Kapitulation einsetzten, durch setzten, beschlossen sie am 23 April 1945 alle Weserbrücken zu 

sprengen. 

Die Sprengung erfolgte am 25. April 1945 .Dem Brückenkommandanten der Lüderitzbrücke (Großen 

Weserbrücke) war es gelungen, General Becker von seinem Vorhaben, auch die St. Paulibrücke, die 

Brautbrücke und den über die kleine Weser führenden Teil der Kaiserbrücke sprengen zu lassen, abzubringen. 

Englische Truppen standen zu diesem Zeitpunkt bereits  auf der rechten Bremer Weserseite. In Hemelingen, 

Sebaldsbrück und Hastedt. Von Westen kamen sie über Kattenturm und Huckelriede in die Neustadt. Eine 

Sprengung der Weserbrücken machte keinerlei  militärischen Sinn. Die deutsche Kommandantur entschied 

sich dennoch im Sinne des Nerobefehls für die Sprengung . Die ebenfalls vorgesehene Zerstörung der mit ca. 

35.000 Tonnen Getreide gefüllten Rolandmühle und der Getreideverkehrsanlage im Hafen konnte u.a. durch 
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den Einsatz des Bremer Kaufmanns Carl Erling und durch Protest des  Bürgermeisters  Richard Duckwitz, 

verhindert werden.  

1945: 

  

Quelle: LIS Zentrum für Medien  

Die von alliierten Kampfflugzeugen zerstörte Adolf-Hitler-Brücke mit Blick auf das Stephani-Viertel. Deutlich 

zu sehen: Die notdürftig verlegten Bahngleise. Sie nur wenige Tage zuvor von rund 3.000 Strafgefangenen 

verlegt worden, nachdem die Eisenbahnbrücke bombardiert worden war. 

 

7.Luftschutzbunker     
 

Für die Bremer Bevölkerung 

wurden  die Luftschutz-

bunker zum großen Teil von 

ausländischen Arbeitern 

gebaut, benutzen durften 

sie die Bunker jedoch nicht. 

Bei Luftalarm erhielten sie 

keinen Zutritt. 

 

Zerstörter Erdbunker in der 

Neustadt: 

Quelle:Staatsarchiv Bremen 

 

Solange noch am 

Innenausbau der Bunker gearbeitet wurde, mussten die Zwangsarbeiter beim Heulen der Sirenen den Bunker 

verlassen, um Platz für die deutsche Zivilbevölkerung zu machen. 

In einem Tagesbefehl der Bremer Schutzpolizei vom 3. Januar 1944 heißt es: 
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„Betr. Aufsuchen der LS-Bunker (Luftschutzbunker) durch Ausländer. 

Immer wieder werden berechtigte Klagen vorgebracht, dass den deutschen Volksgenossen durch die Ausländer 

Luftschutzraum in den LS-Bunkern entzogen wird. 

Die LS-Bunkerverwalter usw. sind nochmals eingehend zu belehren und anzuweisen dass 

1. Kriegsgefangenen, Ostarbeitern und P-Polen der Zutritt zu den LS-Bunkern gem. Fliegeralarm grundsätzlich 

untersagt ist. 

2. den übrigen Ausländern der Zutritt zu den LS-Bunkern nur gewährt werden kann, wenn die LS-Bunker von der 

Zivilbevölkerung nicht voll in Anspruch genommen werden und sie von den deutschen Volksgenossen getrennt 

untergebracht werden können. 

Ausländer usw., die hiernach nicht in den LS-Bunkern aufgenommen werden können, sind, soweit möglich, in 

andere Luftschutzräume, LS-Sonderbauten usw. einzuweisen, sofern sie von der Zivilbevölkerung nicht in 

Anspruch genommen werden.“ 

Luftschutz in Bremen 

Bis 1945:  

Bremen ist mit seinem bedeutenden Hafen und wichtiger Rüstungsindustrie im II. Weltkrieg als Luftschutzort 

I. Ordnung eingestuft worden. Am 18. Mai 1940 hat die britische Royal Air Force den ersten Luftangriff auf 

die Hansestadt durchgeführt, ab da wurde die Stadt bis zum 24. April 1945 immer wieder von alliierten 

Bomberflotten heimgesucht. 

Im Laufe des Krieges sind 173 Luftangriffe auf Bremen geflogen worden. Dabei wurden 41.629 

Sprengbomben und 847.758 Brandbomben abgeworfen. Seinerzeit hatte man 2.303 Blindgänger registriert, 

aber bis heute ist schon eine doppelt so hohe Zahl gefunden worden. Bei den Angriffen sind 3.852 Menschen 

ums Leben gekommen. Im Stadtgebiet wurde ca. 50% des Wohnraumes zerstört. 

Der schlimmste Luftangriff fand in der Nacht vom 18. auf den 19. August 1944 statt. In lediglich 34 Minuten 

warfen rund 500 Flugzeuge 68 Minenbomben, 2.323 Sprengbomben, 10.800 Phosphorbomben und 108.000 

Stabbrandbomben. Allein in dieser Nacht sind 8.248 Wohngebäude zerstört worden. 1.054 Menschen 

starben, rund 50.000 wurden obdachlos. 

Hochbunker Bremen nach Bombenangriff, 

Staatsarchiv Bremen 

Mit Beginn der Luftangriffe auf die Stadt wurde ab Mitte 1940 der Bau von 

Luftschutzanlagen für die Zivilbevölkerung vorangetrieben. Die 

einfachsten Maßnahmen bestanden zunächst aus dem Ausbau von 

Kellerräumen in Wohnhäusern zu Luftschutzkellern durch 

Verstärkung der Deckenabstützung usw. 

Auf öffentlichen Flächen sind zahlreiche sogenannte 

Sonderbauten entstanden. Parkanlagen, Schulhöfe und sogar die 

Randbereiche von Friedhöfen waren dafür geeignet. Diese Bunker sind 

meist in den Erdboden eingelassen gewesen, boten jedoch wegen  

ihrer relativ dünnen Wände und Decken lediglich gegen Splitter eine  

Schutzwirkung. 
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Ab Herbst 1940 ist im Rahmen des "Sofortprogramms" mit der Errichtung von zahlreichen "bombensicheren" 

Luftschutzbunkern begonnen worden. Die Baumaßnahmen nahmen am 6. November des Jahres mit dem 

Hochbunker an der Zwickauer Straße im Stadtteil Findorff ihren Anfang. 

Erdbunker in den Neustädter 

Wallanlagen. 

Bei einem Bombeneinschlag in 

dem Tiefbunker 1944 starben 80 

Neustädter Bürger 

Staatsarchiv Bremen 

 

Überwiegend entstanden 

Hochbunker, in den 

verschiedensten Bauformen. Im 

Innenstadtbereich kamen 

einzelne Tiefbunker dazu. Die 

geographischen und 

geologischen Gegebenheiten in 

Bremen-Nord erlaubten den Bau 

von Luftschutz-Stollen im 

Untergrund an den Ufern von Lesum und Weser. 

Für die Bauarbeiten wurden zahlreiche Fremd- und Zwangsarbeiter sowie Kriegsgefangene eingesetzt. Sie 

hatten ihre Unterkünfte in verschiedenen Lagern im Stadtgebiet. 

 

 

 

 

 

 

 

118. Luftangriff, Abtransport 

einer Verletzten durch 

Selbstschutzkräfte über 

Haustrümmer  

 29. November 1943 

Quelle: Staatsarchiv Bremen 
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122. Luftangriff vom 20. Dezember 1943  Der Eingang des Bunkers „Auf den Kamp“ wird freigeschaufelt  

Quelle Staatsarchiv Bremen 

Nach 1945: 

Auch die stärksten Bunker konnten aber der fortschreitenden Waffenentwicklung nicht standhalten. So kam 

es bei Bombenvolltreffern zu Durchschlägen der Bunkerdecken und -wände mit zahlreichen Toten und 

Verletzten. Immerhin boten diese Luftschutzanlagen aber einigen Schutz. Am Ende des Krieges waren 

insbesondere in den Stadtteilen des Bremer Westens, nahe den Häfen, die Bunker nahezu die einzigen 

weitgehend intakten Gebäude auf etlichen Hektar Fläche! 

Bremen wurde am Kriegsende von britischen Truppen eingenommen. Es war aber bereits festgelegt worden, 

dass der Raum Bremen/Bremerhaven US-Enklave in der Britischen Zone werden sollte; die US Army 

benötigte einen Seehafen für die Versorgung ihrer Truppen in Deutschland. Vertragsgemäß übergaben die 

Briten das Gebiet bis zum 8. Mai 1945 an die USA. 

Die weitläufigen Zerstörungen der Luftangriffe stellten natürlich auch die US-Truppen vor diverse Probleme, 

so wurde schon direkt nach Kriegsende mit Aufräumarbeiten und Instandsetzungen begonnen. Heute darf 

nicht vergessen werden, dass durch Hilfen der ehemaligen Kriegsgegner, insbesondere durch die USA, der 

Wiederaufbau unseres zerstörten Landes erst ermöglicht wurde. 

Direkt nach Kriegsende sollten, nach den ursprünglichen Auflagen der alliierten Besatzungstruppen, alle 

Luftschutzanlagen gesprengt werden. Dazu kam es hier jedoch nicht, die Mehrzahl der "bombensicheren" 

Bunkeranlagen ist bis in die heutige Zeit erhalten geblieben. Die leichteren Sonderbauten konnten dagegen 

im Laufe der Jahre überwiegend recht problemlos beseitigt werden. 

Viele erhaltene Luftschutzanlagen werden heute in den unterschiedlichsten Funktionen genutzt. Während 

des Kalten Krieges wurden zahlreiche der öffentlichen Bunker durch das Bundesamt für den Zivilschutz zu 

modernen Luftschutzbauten hergerichtet. Dem Thema widmet sich die Seite Zivilschutzanlagen im Kalten 

Krieg. 

Nichtsdestotrotz sind im Stadtbild der Gegenwart noch diverse Spuren des Luftkrieges zu finden. Meistens 

handelt es sich dabei um Häuser, die aus den verschiedensten Gründen nicht im ursprünglichen Umfang 

wieder aufgebaut wurden. 
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Eine gefährliche Hinterlassenschaft sind die immer noch zahlreich im Boden der Hansestadt befindlichen 

Bombenblindgänger. Es wird wohl noch viele Jahre dauern, bis alle diese immer noch explosiven Überbleibsel 

unschädlich gemacht werden können. 

 
Exkurs - Der größte Bunker Deutschlands steht in Bremen 
 
„Mit einer Länge von 426 m und einer Fläche von 35.375 m² ist „Valentin“ der größte Bunker Deutschlands. 

Fertig gestellt wurde er nie… 

Der größte Bunker Deutschlands steht in Bremen-Rekum. Es ist zugleich der zweitgrößte Bunker Europas. 

Valentin ist eine U-Boot Werft aus dem Zweiten Weltkrieg und liegt an der Weser. 

Ziel war es, eine Werft zu bauen, die unter der Erde liegt und somit sicher ist vor Angriffen im Krieg. Dazu 

dienten dicke Betonwände und -decken, rund 7 m stark. Alle zwei bis drei Tage sollte so ein fertiges U-Boot 

des Typs XXI vom Stapel laufen und die deutsche Flotte verstärken. Man begann mit dem Bau im Jahr 1943. 

Für den Bau des größten Bunker Deutschlands waren tausende Zwangsarbeiter zuständig. Diese waren 

sowohl Kriegsgefangene als auch Zivilarbeiter und KZ-Häftlinge. Viele von ihnen starben an Unterernährung, 

Krankheiten oder wurden getötet. 

Bis 2010 wurde Valentin unter anderem von der deutschen Marine als Materialdepot genutzt. Die 

Bundeswehr verließ ihn jedoch und seit dem 8. Mai 2011 ist der größte Bunker Deutschlands für 

Besichtigungen geöffnet. Nicht alleine, sondern nur im Rahmen einer Führung, alles andere wäre zu 

gefährlich. 

Der größte Bunker Deutschlands wurde nie fertig gestellt. Im März 1945 startete die amerikanische Luftwaffe 

Bombenangriffe auf die Bunkerwerften Hornisse und Valentin. Zunächst begann man mit Aufräumarbeiten an 

der Baustelle, diese wurden aber schon nach kurzer Zeit wieder eingestellt und die Fertigstellung von 

Valentin gestoppt. Geblieben ist der größte Bunker Deutschlands als ein Ort der Erinnerung und als Mahnmal 

an die Verbrechen der Nationalsozialisten. So ist die Gedenkstätte Denkort Bunker Valentin entstanden.“ 

Quellle: https://zwangsarbeitbremen.wordpress.com/2013/09/09/luftschutzbunker/ 

 

Kriegsalltag in Bremen, 

zerbombte und brennende 

Häuser in der Buntentrostr. 

Quelle: Staatsarchiv Bremen 

 

https://zwangsarbeitbremen.wordpress.com/2013/09/09/luftschutzbunker/
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2. Februar 2017  Bericht  im Bremer Weser-Kurier 

"Seltsam vertraute Mauerstümpfe": WK berichtet über Galerieeröffnung 

 Bis zum 28. Februar 2017 wird jeweils montags und donnerstags, in der Zeit von 15 bis 19 Uhr, im Linkstreff 

Bremen-Neustadt, Buntentorsteinweg 109, die Antikriegsausstellung "Zerstörungen der Neustadt im 2. 

Weltkrieg" gezeigt. 

Dazu fand am 20. Januar 2017 die Vernissage statt. Bei der Eröffnung trugen Sänger*innen des Bremer 

Buchtstraßenchors (MEK(C) Mobiler Einsatz Chor) Antikriegslieder von Brecht, Biermann und Tucholsky vor. 

Die Hauptprotagonisten der Ausstellung über die Zerstörung der Neustadt im Zweiten Weltkrieg: Peter 

Erlanson (von links), Jasmin Bojahr und Wilfried Schartenberg. ( Foto: Walter Gerbracht) 

Der Stadtteilkurier Süd (LdW) des Weser Kuriers berichtete in 

seiner Ausgabe am 26. Januar 2016 von der Veranstaltung. Mit 

freundlicher Genehmigung des Autors Frank Hethey und des 

Stadtteil-kuriers veröffentlichen wir den Text auch bei uns auf 

unserer Homepage. Das Bild wurde auch im Stadtteilkurier 

veröffentlicht. 

Auch hier liegt uns die freundliche Genehmigung des Verlages 

sowie des Foto-Journalisten Walter Gerbracht vor. DANKE! 

[Red.] 

 

Seltsam vertraute Mauerstümpfe 
Eine neue Fotoausstellung im Linkstreff zeigt bis zum 28. Februar die Kriegszerstörungen in der Neustadt 

Von Frank Hethey 

Seltsam vertraut erscheinen einem diese Bilder: Mauerstümpfe ragen in den Himmel – eine Trümmerland-

schaft, so weit das Auge reicht. Doch was auf den ersten Blick aussieht wie aktuelle Eindrücke aus Aleppo 

sind in Wahrheit historische Motive aus der Bremer Neustadt. Unter dem Titel „Nie wieder Krieg? 

Zerstörungen der Neustadt im 2. Weltkrieg“ zeigt eine neue Fotoausstellung im Linkstreff am 

Buntentorsteinweg 109, welche Verheerungen der Bombenkrieg auf der linken Weserseite hinterlassen hat.   

Teils wenig bekannte Aufnahmen dokumentieren das ganze Ausmaß der Verwüstungen. Da ist das 

ausgebrannte Technikum an der Langemarckstraße zu sehen, die heutige Hochschule. Oder ein Volltreffer in 

der Donaustraße. Schwer beschädigt wurden auch die drei Kirchen in der Neustadt. „Für uns ist das eine 

Metapher“, sagt Olaf Zimmer vom Ausstellungsteam. Ein Sinnbild für die Verstrickung der evangelischen 

Kirche in den NS-Staat und die fatalen Folgen. Damit rührt er einen wichtigen Punkt an: die Einordnung der 

Katastrophe, die Ursachenforschung auch im eigenen Stadtteil. 

Veranstaltet wird die Ausstellung von der Zionsgemeinde, dem Linken-Kreisverband Links der Weser und dem 

Bremer Friedensforum. Einen speziellen Anlass hat es dafür nicht gegeben, wohl aber „mehrere Impulse“ aus 

der jüngsten Erinnerungsarbeit in der Neustadt, wie Kreisvorstandssprecher Wilfried Schartenberg sagt. Als 

Beispiele nennt er die neue Gedenktafel am Isenbergheim und die im Sommer eingeweihte Stele am 
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früheren „Roten Haus“. Die Leitfrage der Initiatoren formuliert Schartenberg so: „Wie können wir 

Kriegsspuren in der Neustadt aufgreifen und politisch auf-bereiten?“ 

Dass es nicht einfach nur darum gehen konnte, Kriegszerstörungen aus dem vertrauten Umfeld zu zeigen, lag 

für die Ausstellungsmacher auf der Hand. „Die Leute sollen sehen, dass der Krieg zu-rückgekommen ist“, sagt 

Zimmer. „Dass der Krieg bei uns begonnen hat, und die Neustadt als Hochburg der Bremer 

Rüstungsproduktion ihren Anteil hatte.“ Wobei für ihn klar ist, dass der Krieg nicht erst mit dem 

Kriegsausbruch seinen Anfang nahm. Sondern schon viel früher, schon bei der NS-Machtübernahme mit dem 

Krieg nach innen, mit der Verhaftung zahlloser Sozialdemokraten und Kommunisten. 

Einen Bogen spannt Zimmer auch bis in die Gegenwart. Sein Vorwurf an die Adresse der Hochschule in der 

Neustadt: Durch die Öffnung für die Bundeswehr trage die Hochschule zur Militarisierung der Gesellschaft 

bei.   

Vier Monate lang haben die Ausstellungsmacher recherchiert. Hunderte von Fotos haben sie gesichtet, sich 

durch die einschlägige Literatur gewühlt, in langwierigen Debatten das Konzept abgestimmt. Da ging es auch 

schon mal kontrovers zu. Etwa bei der Frage, wie das Bildmaterial zu präsentieren und zu gewichten sei. „Ich 

hätte gern größere Motive gehabt“, sagt Kunststudentin Jasmin Bojahr, die für die Reproduktion der analogen 

Fotos verantwortlich war. Doch mit ihrer Idee konnte sie sich nicht durchsetzen, weil ihre Mitstreiter die 

Gefahr einer Ästhetisierung des Krieges sahen. Tatsächlich ist nicht zu leugnen, dass es auch in der 

Trümmerfotografie eine Bildsprache gibt. Neben reinen Schadensdokumentationen stehen arrangierte Bilder. 

Besonders beliebt: der Blick durch eine Fensterhöhle auf die Ruinenlandschaft.   

Auf 25 Schautafeln zeigt die Ausstellung mehrere Dutzend Aufnahmen hauptsächlich aus der Neu-stadt, 

mitunter aber auch aus anderen Stadtteilen. Eine Notlösung etwa bei der bildlichen Darstellung des 

Zwangsarbeitereinsatzes, für den keine Fotos aus der Neustadt aufzutreiben waren. Ergänzt werden die 

Aufnahmen durch erläuternde  Texte, teils auch zeitgenössische Quellen. Thema-tisch gliedert sich die Schau 

in acht Schwerpunktbereiche, darunter Zwangsarbeit im „Dritten Reich“, die zerstörten Weserbrücken und 

die Benennung der Langemarckstraße als Beispiel für den Heldenkult um die gleichnamige Schlacht im Ersten 

Weltkrieg. 

Zu sehen ist die Ausstellung – der Eintritt ist frei – bis zum 28. Februar. Geöffnet ist montags und donnerstags 

jeweils von 15 bis 19 Uhr. Es gibt eine kostenlose Begleitbroschüre. Der emeritierte Professor Jörg 

Wollenberg wird zu einem noch nicht festgelegten Termin über Bremens Entwicklung zur Rüstungshochburg 

sprechen. Die Schau wandert anschließend in die Kirchengemeinde Neustadt  in der Kornstraße. 

Quelle: http://www.dielinke-bremen.de/nc/politik/aktuell/detail/artikel/es-geht-ihnen-nicht-um-

menschenrechte-interview-der-jungen-welt-mit-sebastian-rave-1/ 

 

 

 

 

 

 

 

http://www.dielinke-bremen.de/nc/politik/aktuell/detail/artikel/es-geht-ihnen-nicht-um-menschenrechte-interview-der-jungen-welt-mit-sebastian-rave-1/
http://www.dielinke-bremen.de/nc/politik/aktuell/detail/artikel/es-geht-ihnen-nicht-um-menschenrechte-interview-der-jungen-welt-mit-sebastian-rave-1/
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- http://www.historic.de/Militar/Kasernen/Huckelriede/KasernenHuckelriede.htm 

- http://www.spurensuche-bremen.de/wp-content/uploads/2015/10/Arbeitslager-Am-Dammacker.pdf 

- https://de.wikipedia.org/wiki/Focke-Wulf 

- http://www.luftschutzbunker-bremen.de/ 

- http://www.relikte.com/brm_ls_lsb/index.htm 
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Christoph Sieber: Ich will mich nicht gewöhnen…. 

 Dass Deutschland Teil einer Kriegsmaschinerie ist.  

Ich will mich nicht gewöhnen, wenn der Spiegel schreibt, dass Deutschland endlich in der Normalität 

angekommen ist, wenn es sich an internationalen Kriegseinsätzen beteiligt. Die Beteiligung an Kriegen darf 

nie Normalität werden.Ich kann es nicht glauben, dass Verteidigungsministerin Ursula von der Leyen auf die 

Frage eines Journalisten, ob denn eine Fußball-WM 2018 in Russland überhaupt denkbar ist, mit dem Satz 

antwortet: 

„Wo auch immer gespielt wird: Deutschland schickt schießendes Personal“. 

Das ist nichts anderes als die Verharmlosung des Krieges, indem man ihn einem Spiel gleichsetzt. 

Krieg ist kein Spiel, Krieg ist eine Katastrophe. Krieg ist die Kapitulation des Menschen vor sich selber.  

Ich will mich nicht gewöhnen, dass in diesem Europa das Recht des Stärkeren gilt. 

Wenn Hunderttausenden der Zugang zu Gesundheit, Bildung und einem würdevollen Leben verwehrt 

werden. 

Ich will mich nicht daran gewöhnen, dass die Würde des Menschen antastbar ist. 

Denn die Würde des Menschen steht tagtäglich zu Zehntausenden bei der Tafel an, um unsere Reste zu 

essen.  

Die Würde des Menschen krepiert vor Lampedusa und die Würde des Menschen stirbt im Krieg. Und zwar in 

jedem Krieg. 

Ich will mich nicht an die Barbareien der globalisierten Welt gewöhnen. 

Ich will mich nicht flüchten in den Zynismus derer die rufen: Da kannste nix machen. Das war schon immer 

so. 

Ich möchte mich nicht abfinden, dass es so etwas wie Alternativlosigkeit gibt, weil es nicht stimmt, weil es 

immer Alternativen gibt. Weil es das Wesen der Demokratie ist, dass es Alternativen gibt. 

Ich möchte nicht in einer Welt leben, in der man tatsächlich glaubt, wenn jeder an sich denkt, dann ist an alle 

gedacht. 

Und ich möchte nicht in einer Welt leben, in der Menschen, die solche Gedanken haben, als Gutmenschen 

verspottet werden und verächtlich gemacht werden von denen, denen der Zynismus jegliche Empathie so 

zerfressen hat, dass sie ihre eigene Herzlosigkeit nur ertragen können, indem sie andere verächtlich machen.  

Ich möchte nicht, dass die die Deutungshoheit über die Moral bekommen, die keine haben. 

Es gibt die Unschuld des Nicht-Wissens nicht mehr. Wir wissen, dass unser Wohlstand auf Unrecht aufgebaut 

ist. Wir wissen, dass wir die Erde zerstören und wir können auch längst nicht mehr ignorieren, dass andere 

arm sind, weil wir reich sind. 

Wir werden uns nicht rausreden können mit dem immer gleichen „Davon haben wir nichts gewusst!“. 

Nein, wir werden es gewusst haben! 

Und ich frage mich am Ende: Was wird man über uns sagen in 20, 30 Jahren? 

Wer werden wir gewesen sein? Die, die zugeschaut haben wie schon so oft? Werden wir die gewesen sein, 

die einfach weitergemacht haben, weil es so bequem war? 

Oder werden wir die gewesen sein, die gerade noch mal rechtzeitig die Kurve bekommen haben? 

Ich bin mir nicht sicher, aber eines weiß ich gewiss: Siri hat darauf keine Antwort. 

Eines aber sollte uns bewusst werden: Auf all die großen Fragen unserer Zeit gibt es am Ende eine kleine, 

aber wahrhaftige Antwort.Und die sind wir.     

Quelle:  http://www.nachdenkseiten.de/wp-print. 


